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URTEIL DES GERICHTS (Achte Kammer)

17. Dezember 2015*

»Wettbewerb — Missbrauch einer beherrschenden Stellung —

Polnischer Telekommunikationsmarkt — Beschluss, mit dem eine Zuwiderhandlung gegen Art. 102
AEUV festgestellt wird — Vom historischen Betreiber aufgestellte Voraussetzungen fiir die
Genehmigung des entgeltlichen Zugangs der neuen Betreiber zum Netz und zu den
Vorleistungsdiensten fiir den Breitband-Internetzugang — Berechtigtes Interesse an der Feststellung
einer Zuwiderhandlung — Geldbuflen — Begriindungspflicht — Schwere der Zuwiderhandlung —
Mildernde Umstédnde — Verhiltnisméfligkeit — Unbeschrénkte Nachpriifung — Leitlinien fiir die
Berechnung der Geldbuflen von 2006“

In der Rechtssache T-486/11
Orange Polska S.A., vormals Telekomunikacja Polska S.A., mit Sitz in Warschau (Polen),
Prozessbevollmichtigte: zundchst Rechtsanwilte M. Modzelewska de Raad, P. Pasnik, S. Hautbourg,
A. Howard, Barrister, und C. Vajda, QC, dann Rechtsanwilte M. Modzelewska de Raad, P. Pasnik,
S. Hautbourg, A. Howard, Barrister, und D. Beard, QC,

Klagerin,

unterstutzt durch

Polska Izba Informatyki i Telekomunikacji, Prozessbevollmichtigter: zundchst Rechtsanwalt
P. Rosiak, dann Rechtsanwalt K. Karasiewicz,

Streithelferin,
gegen
Europiische Kommission, vertreten zundchst durch B. Gencarelli, K. Mojzesowicz und G. Koleva,
dann durch K. Mojzesowicz, G. Koleva und M. Malferrari und schlieSlich durch G. Koleva,
M. Malferrari, E. Gippini Fournier und J. Szczodrowski als Bevollméchtigte,
Beklagte,

unterstutzt durch

European Competitive Telecommunications Association, Prozessbevollméchtigte: zunéchst
P. Alexiadis und J. MacKenzie, dann M. MacKenzie, Solicitors,

Streithelferin,
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wegen vollstindiger bzw. teilweiser Nichtigerklarung des Beschlusses K (2011) 4378 endg. der
Kommission vom 22. Juni 2011 in einem Verfahren nach Art. 102 AEUV (Sache COMP/39.525 —
Telekomunikacja Polska) bzw. wegen Ermaifligung der von der Kommission in Art. 2 dieses
Beschlusses verhdngten Geldbufle

erlasst
DAS GERICHT (Achte Kammer)

unter Mitwirkung des Prisidenten D. Gratsias sowie der Richterin M. Kancheva (Berichterstatterin)
und des Richters C. Wetter,

Kanzler: L. Grzegorczyk, Verwaltungsrat,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 26. Juni 2015

folgendes

Urteil

Vorgeschichte des Rechtsstreits

Die Klagerin, die Orange Polska S.A., ist ein Telekommunikationsunternehmen, das nach dem Erwerb
der beiden Gesellschaften Orange Polska sp. z 0.0. und Polska Telefonia Komérkowa sp. z o0.0. (im
Folgenden: PTK) am 7. November 2013 durch die Telekomunikacja Polska S.A. (im Folgenden: TP)
gegriindet wurde. Die Kldgerin ist somit Rechtsnachfolgerin der TP, eines 1991 nach der
Privatisierung des ehemaligen Staatsmonopols ,Poczta Polska, Telegraf i Telefon“ gegriindeten
Telekommunikationsunternehmens.

Am 22. Juni 2011 erliefl die Europdische Kommission den Beschluss K (2011) 4378 endg. in einem
Verfahren nach Art. 102 AEUV (Sache COMP/39.525 — Telekomunikacja Polska) (im Folgenden:
angefochtener Beschluss), der an die TP gerichtet war.

1. Technischer, Regelungs- und tatsdchlicher Kontext des angefochtenen Beschlusses

Der angefochtene Beschluss betrifft die Erbringung der Vorleistungsdienste fiir den
Breitband-Internetzugang mittels des entbiindelten Zugangs zum Teilnehmeranschluss in Polen in
den Jahren 2005 bis 2009.

Der Begriff , Teilnehmeranschluss bezeichnet die physische Doppelader-Metallleitung des o6ffentlichen
Telefonfestnetzes, die den Netzabschlusspunkt am Standort des Teilnehmers mit dem Hauptverteiler
oder einer entsprechenden Einrichtung des offentlichen Telefonfestnetzes verbindet.

Der entbiindelte Zugang zum Teilnehmeranschluss erlaubt es den neu hinzugekommenen Betreibern —
gewohnlich als ,alternative Betreiber” (im Folgenden: AB) im Gegensatz zu den historischen Betreibern
der Telekommunikationsnetze bezeichnet —, die bereits bestehende Telekommunikationsinfrastruktur
zu nutzen, die den historischen Betreibern gehort, um den Endkunden im Wettbewerb zu den
historischen Betreibern verschiedene Dienstleistungen anbieten zu konnen. Der entbiindelte Zugang
zum Endkundenanschluss hat sich im Rahmen der Liberalisierung des Telekommunikationssektors
entwickelt und wurde in diesem Rahmen reglementiert. Der Hauptgrund fiir diese Entwicklung war,
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dass es fiir die AB wirtschaftlich nicht rentabel war, eine mit derjenigen der historischen Betreiber
vergleichbare Telekommunikationsinfrastruktur im Hinblick auf technologische Leistungsfahigkeit und
geografische Erstreckung nachzubilden.

Die Entbiindelung des Teilnehmeranschlusses in der Europdischen Union wurde entsprechend dem
Konzept der ,Investitionsleiter” eingefithrt. Nach diesem Konzept entscheiden sich die AB fiir den
Zugang zum Netz des historischen Betreibers zunichst fiir die am wenigsten kostspieligen technischen
Losungen, wie die Anmietung von dem historischen Betreiber gehorenden Leitungen in groflem
Maf3stab. Sobald dann die AB einen Kundenstamm aufgebaut haben, gehen sie zu Losungen iiber, die
umfangreichere Investitionen bei der Einrichtung der Fragmente ihres eigenen Netzes erfordern, das
mit dem Netz des historischen Betreibers verbunden ist. Diese Losungen sind zwar kostspieliger,
verschaffen den AB jedoch mehr Selbstindigkeit gegeniiber dem historischen Betreiber und erlauben
es, den Teilnehmern umfangreichere und vielfiltigere Dienstleistungen anzubieten.

Zu den verschiedenen Telekommunikationsdiensten, die den Endkunden iiber den
Teilnehmeranschluss geleistet werden konnen, gehort die Breitbanddateniibertragung fiir einen
Festnetzinternetzugang und fiir die Multimedia-Anwendungen mittels der Technologie der digitalen
Teilnehmerleitung (Digital Subscriber Line oder DSL).

Der Breitband-Internetzugang fiir das Festnetz kann auch auf der Grundlage anderer Technologien zur
Verfiigung  gestellt werden, die andere Infrastrukturen nutzen, beispielsweise neue
Glasfaserteilnehmerleitungen mit hoher Kapazitit, Kabelfernsehinfrastrukturen
(Kabelmodem-Technologie) oder LAN Ethernet-Netze, deren oOrtliche Reichweite durch die
Verwendung von WLAN-Technologien, die Dateniibertragung tiber Funk ermdglichen
(Wireless-Fidelity oder Wi-Fi), erweitert werden kann. Der Umfang dieser Infrastrukturen ist
allerdings im Allgemeinen begrenzt, und ihre Entwicklung erfordert erhebliche Investitionen.

Die Benutzung der bereits existierenden Infrastruktur, die sehr weite geografische Gebiete abdeckt,
erklart somit die Popularitit der DSL-Technologie im Vergleich zu den alternativen Technologien. In
Polen hielt sich in den Jahren 2005 bis 2010 der Anteil der DSL-Technologie am Markt der
Technologien, die den Breitband-Internetanschluss iiber das Festnetz ermoglichen, trotz Abnahme
(von 62 % auf mehr als 50 %) stets bei tiber 50 %.

Die AB, die den Endkunden Dienstleistungen des Breitbandzugangs auf der Grundlage der
DSL-Technologie anbieten mochten, konnen beim historischen Netzbetreiber Vorleistungsprodukte
fir den Breitbandzugang erwerben. Auf dem polnischen Markt gab es in dem von dem Beschluss
erfassten Zeitraum zwei Vorleistungsprodukte: zum einen den entbiindelten Zugang zum eigentlichen
Teilnehmeranschluss (Local Loop Undbundling, im Folgenden: LLU-Zugang) und zum anderen den
»Breitband“-Zugang (Beatstream Access, im Folgenden: BSA-Zugang).

Der LLU-Zugang unterscheidet sich vom BSA-Zugang neben technischen Einzelheiten durch zwei
wesentliche Merkmale. Erstens erfordert der LLU-Zugang von den AB die Herstellung der Fragmente
ihres eigenen Netzes, um den physischen Zugang zu den Infrastrukturen des Netzes des historischen
Betreibers zu erhalten. Infolgedessen erfordert er hohere Investitionen seitens der AB. Zweitens
verschafft er den AB eine bessere Beherrschung der den Endkunden angebotenen
Dienstleistungsparameter und die Maoglichkeit, ihnen sowohl Internetzugangsdienste als auch
Sprachverbindungsdienste anzubieten. Der BSA-Zugang ist zwar billiger, bringt jedoch fiir die AB
mehr technische Zwénge mit sich.

Der Zugang zum Netz des historischen Betreibers, unabhéngig davon, ob er mittels BSA oder mittels
LLU erfolgt, ist ein Prozess, der in mehreren Phasen ablduft. Drei Hauptphasen des Zugangs zum
Netz lassen sich unterscheiden. In der ersten Phase handeln die AB mit dem historischen Betreiber
die Vereinbarungen iiber die Bedingungen des Zugangs zu seinem Netz aus. In der zweiten Phase
verbinden sich die AB mit dem Netz des historischen Betreibers. In der dritten Phase beantragen die
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AB den Zugang zu den Teilnehmeranschliissen und verbinden sich damit. Jede dieser Phasen teilt sich
in mehrere Unterphasen auf, die insbesondere von den fiir den BSA- und LLU-Zugang angewandten
technischen Losungen abhdngen. Wihrend dieser drei Phasen konnen die AB vom historischen
Betreiber die Ubermittlung allgemeiner Informationen iiber sein Netz verlangen.

Die Entbiindelung des Teilnehmeranschlusses wird auf Unionsebene insbesondere durch die
Verordnung (EG) Nr. 2887/2000 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000
tiber den entbiindelten Zugang zum Teilnehmeranschluss (ABL. L 336, S. 4) und die Richtlinie
2002/21/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 7. Marz 2002 iiber einen gemeinsamen
Rechtsrahmen fiir elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie) (ABL L 118,
S. 33) geregelt. Diese Rechtsakte wurden in Polen bereits vor seinem Beitritt zur Union durch die
aufeinanderfolgenden Anderungen der Ustawa Prawo telekomunikacyjne (Telekommunikationsgesetz)
umgesetzt.

Im Kern verpflichtet dieser rechtliche Rahmen das von der nationalen Regulierungsbehorde als
Betreiber mit betrachtlicher Marktmacht ermittelte Unternehmen, das im Allgemeinen der historische
Betreiber ist, dazu, den AB den entbiindelten Zugang zu seinem Teilnehmeranschluss und den damit
verbundenen Diensten zu transparenten, angemessenen, nicht diskriminierenden und mindestens
ebenso giinstigen Voraussetzungen zu gewdhren, wie sie in einem Referenzangebot festgelegt sind.
Das Referenzangebot wird im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens angenommen, das vor der
nationalen Regulierungsbehorde stattfindet. Der mit betrdchtlicher Marktmacht ausgestattete Betreiber
ist verpflichtet, den Entwurf eines Referenzangebots vorzubereiten und ihn dieser Behorde zur
Genehmigung vorzulegen. Sodann werden die Marktbeteiligten zum Entwurf des Referenzangebots
angehort. Die Regulierungsbehorde ist berechtigt, Anderungen am Entwurf eines Referenzangebots
vorzuschreiben, und nach den Anhorungen erldsst sie eine Entscheidung tiber die Umsetzung des
endgiiltigen Referenzangebots.

Die nationale Regulierungsbehorde hat tiber die Rolle, die sie im Verfahren der Ermittlung des mit
betrachtlicher Marktmacht ausgestatteten Betreibers und im Verfahren iiber die Annahme des
Referenzangebots spielt, hinaus weitere Befugnisse. Insbesondere wird sie von sich aus oder auf
Antrag eines beteiligten Betreibers titig, um die Nichtdiskriminierung, einen angemessenen
Wettbewerb und die wirtschaftliche Effizienz auf dem Markt zu gewihrleisten, und erldsst bindende
Entscheidungen zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen dem Betreiber mit betrédchtlicher
Marktmacht und den AB.

In Polen stellte die nationale Regulierungsbehorde, d. h. der Prasident des Urzad Telekomunikacji i
Poczty (Amt fiir Telekommunikation und die Post), der am 16. Januar 2006 vom Présidenten des
Urzad Komunikacji Elektronicznej (Amt fiir die elektronischen Kommunikationen, im Folgenden bei
der Bezugnahme auf die nationale Regulierungsbehorde: UKE) abgelost wurde, fest, dass die TP iiber
eine betriachtliche Macht auf dem Markt der Vorleistungen fiir den Breitbandzugang verfiige. Daher
sei die TP verpflichtet, den AB einen transparenten und nicht diskriminierenden Zugang zu ihrem
Breitbandnetz zu gewihrleisten und die Referenzangebote fiir BSA-Zuginge und LLU-Zuginge
vorzulegen. Nachdem die Beteiligten zu diesen Angeboten angehort worden waren, wurden diese
durch die Entscheidungen der nationalen Regulierungsbehdrde umgesetzt. Das erste Referenzangebot
fir den LLU-Zugang wurde am 28. Februar 2005 angenommen und das erste Referenzangebot fiir den
BSA-Zugang (im Folgenden: BSA-Referenzangebot) am 10. Mai 2006. Diese Angebote wurden spiter
mehrfach durch aufeinanderfolgende Entscheidungen der UKE gedndert.

Ab 2005 wurde die UKE mehrmals téitig, um Verstofle gegen die Verpflichtungen der TP aus den
Regulierungsbestimmungen abzustellen, und verhidngte auch Geldbuflen gegen sie. 2009 leitete die
UKE ein Verfahren ein, das zu einer funktionalen Trennung der TP fithren sollte. Um diese
funktionale Trennung abzuwenden, unterzeichnete die TP am 22. Oktober 2009 ein
Vereinbarungsprotokoll mit der UKE (im Folgenden: Vereinbarung mit der UKE), wonach sie sich
freiwillig verpflichtete, ihren Verpflichtungen aus den Regulierungsbestimmungen nachzukommen,
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Zugangsvereinbarungen mit den AB zu Bedingungen zu schliefSen, die im Einklang mit den jeweils
geltenden Referenzangeboten standen, und den Grundsatz der Nichtdiskriminierung der AB zu
beachten. Sie verpflichtete sich ferner, ein Prognosesystem fiir die Auftrige der AB einzufiithren, den
Zugang zu ihren Anwendungen zu eroffnen, um den AB die Erlangung notwendiger allgemeiner
Informationen zu ermdglichen, und die gerichtlichen Verfahren zu beenden, die sie gegen die
Entscheidungen der UKE zur Umsetzung der Referenzangebote oder Anderungen der zwischen ihr
und den AB vereinbarten Zugangsbedingungen eingeleitet hatte. Schliefilich verpflichtete sich die TP,
in die Modernisierung ihres Breitbandnetzes zu investieren, um mindestens 1200000 neue
Breitbandanschliisse herzustellen.

2. Verwaltungsverfahren

Vom 23. bis zum 26. September 2008 nahm die Kommission in Zusammenarbeit mit der polnischen
Wettbewerbsbehorde Nachpriifungen in den Geschiftsraumen der TP in Warschau (Polen) gemaf3
Art. 20 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfithrung
der in den Artikeln [101 AEUV] und [102 AEUV] niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. 2003, L 1,
S. 1) vor.

Am 17. April 2009 beschloss die Kommission, gegen die TP ein Verfahren im Sinne von Art. 2 der
Verordnung (EG) Nr. 773/2004 der Kommission vom 7. April 2004 iiber die Durchfithrung von

Verfahren auf der Grundlage der Artikel [101 AEUV] und [102 AEUV] (ABL L 123, S. 18) zu
eroffnen.

Am 26. Februar 2010 verfasste die Kommission eine Mitteilung der Beschwerdepunkte, auf welche die
TP am 2. Juni 2010 antwortete. Auf Antrag der TP wurde am 10. September 2010 eine Anhorung
durchgefiihrt.

Am 28. Januar 2011 tibersandte die Kommission der TP ein Schreiben, in dem sie auf eine Reihe von
Beweismitteln fiir die von ihr verfassten Beschwerdepunkte hinwies und dabei klarstellte, dass sie diese
Beschwerdepunkte in einem moglichen abschlieffenden Beschluss verwenden konne (im Folgenden:
Schreiben zur Feststellung des Sachverhalts). Die TP antwortete hierauf mit Schreiben vom 7. Mérz
2011.

3. Angefochtener Beschluss

Am 22. Juni 2011 erlief3 die Kommission den angefochtenen Beschluss, welcher der TP am 24. Juni
2011 zugestellt wurde. Dieser Beschluss wurde im Amtsblatt der Europdischen Union vom
9. November 2011 (ABI. C 324, S. 7) veroffentlicht.

In dem angefochtenen Beschluss grenzte die Kommission drei relevante Produktmaérkte ab, namlich:

— den Vorleistungsmarkt fiir den Breitbandzugang (Vorleistungsmarkt fiir den BSA-Zugang);

— den Vorleistungsmarkt fiir den (physischen) Zugang zu Netzinfrastrukturen (einschliefllich des
geteilten oder vollstindig entbiindelten Zugangs) an festen Standorten (Vorleistungsmarkt fiir den
LLU-Zugang);

— den Endkundenmarkt, der der nachgelagerte Markt fiir Standard- Breitbandprodukte ist, die
Telekommunikationsbetreiber ihren eigenen Endnutzern an einem festen Standort itiber DSL,

Kabelmodem, LAN/WLAN oder andere Technologien mit Ausnahme der mobilen
Breitbanddienste anbieten (Erwédgungsgriinde 581 bis 625 des angefochtenen Beschlusses).
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Der raumlich relevante Markt umfasste nach dem angefochtenen Beschluss das gesamte Hoheitsgebiet
Polens (626. Erwigungsgrund des angefochtenen Beschlusses).

Die Kommission stellte fest, dass die TP auf der Vorleistungsebene der einzige Anbieter von BSA- und
LLU-Breitbandanschliissen in Polen sei. In Bezug auf den Endkundenmarkt stellte die Kommission fest,
dass die TP auf diesem eine beherrschende Stellung einnehme, da im Hinblick auf die Umsatzerlose
ihre Marktanteile im Bereich von 46 % bis 57 % und bei der Anzahl der Anschliisse zwischen 40 %
und 58 % gelegen hitten (Erwdgungsgriinde 669, 672 und 904 des angefochtenen Beschlusses).

Die Kommission vertrat die Ansicht, dass die TP ihre beherrschende Stellung auf dem polnischen
Vorleistungsmarkt fiir den BSA-Zugang und auf dem polnischen Vorleistungsmarkt fiir den
LLU-Zugang dadurch missbraucht habe, dass sie es abgelehnt habe, Zugang zu ihrem Netz zu
gewdhren und BSA- und LLU-Produkte auf Vorleistungsebene bereitzustellen (803. Erwadgungsgrund
und Art. 1 des angefochtenen Beschlusses). Dieser auf dem Vorleistungsmarkt begangene Missbrauch
diene dem Schutz der Stellung der TP auf dem Endkundenmarkt (Erwdgungsgriinde 710 und 865 des
angefochtenen Beschlusses).

Die Kommission fiihrte aus, dass die TP eine durch mehrere interne Dokumente dieses Unternehmens
belegte Strategie mit dem Ziel entwickelt habe, den Wettbewerb auf allen Stufen des Verfahrens fiir
den Zugang zu ihrem Netz zu beschrinken (Erwdgungsgriinde 707 bis 711 des angefochtenen
Beschlusses).

Die Kommission stellte klar, dass die TP zum Zweck der Durchfiihrung dieser Strategie ein komplexes
Verhalten an den Tag gelegt habe, das sich aus folgenden fiinf Bestandteilen zusammensetze:

— Sie habe unangemessene Bedingungen fiir die AB in den Vereinbarungen fiir den Zugang zu den
BSA- und LLU-Produkten vorgeschlagen, d. h. zum Nachteil der AB Vertragsbestimmungen
ausgeschlossen oder geindert und Fristen erweitert (Erwédgungsgriinde 165 bis 295 und 714
bis 721 des angefochtenen Beschlusses);

— sie habe die Verhandlungen iiber die Vereinbarungen betreffend den Zugang zu den BSA- und
LLU-Produkten verzogert (Erwédgungsgriinde 296 bis 374 und 722 bis 747 des angefochtenen
Beschlusses);

— sie habe den Zugang zu ihrem Netz beschrankt (Erwdgungsgriinde 375 bis 443 und 748 bis 762 des
angefochtenen Beschlusses);

— sie habe den Zugang zu den Teilnehmeranschliissen beschrinkt (Erwdgungsgriinde 444 bis 510
und 763 bis 782 des angefochtenen Beschlusses);

— sie habe sich geweigert, die von den AB fiir Entscheidungen im Anschlussbereich bendtigten
verldsslichen und genauen allgemeinen Informationen bereitzustellen (Erwdgungsgriinde 511
bis 565 und 783 bis 792 des angefochtenen Beschlusses).

Die Kommission stellte fest, dass die erwdahnten Praktiken der TP eine kumulative Wirkung auf die AB
gehabt hitten, die auf allen Stufen des Verfahrens fiir den Zugang zu den Vorleistungsprodukten der
TP auf Behinderungen gestofien seien. Obwohl die einzelne von der TP bewirkte Behinderung fiir sich
genommen nicht als sehr stérend erschienen sei, hdtten die Behinderungen zusammen ein
missbrauchliches Verhalten dargestellt, dessen Zweck es gewesen sei, den AB den Zugang zum
Breitband-Vorleistungsmarkt zu versperren (713. Erwdgungsgrund des angefochtenen Beschlusses).

Die Kommission gelangte zu dem Ergebnis, dass der von der TP begangene Missbrauch eine einzige

und andauernde Zuwiderhandlung gegen Art. 102 AEUV darstelle. Sie stellte fest, dass diese
Zuwiderhandlung am 3. August 2005 begonnen habe, als die ersten Verhandlungen zwischen der TP
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und einem AB iiber den Zugang zum Netz der TP auf der Grundlage des Referenzangebots fiir den
LLU-Zugang aufgenommen worden seien, und dass sie mindestens bis zum 22. Oktober 2009
angedauert habe, als nach Einleitung eines Verfahrens durch die Kommission die Vereinbarung mit
der UKE unterzeichnet worden sei (Art. 1 und 909. Erwdgungsgrund des angefochtenen Beschlusses,
im Folgenden in Bezug auf diesen Zeitraum: Zuwiderhandlungszeitraum).

Die Kommission verhéngte gegen die TP wegen dieser Zuwiderhandlung gegen Art. 102 AEUV eine
Geldbufle, die nach den Regeln in den Leitlinien fiir das Verfahren zur Festsetzung von GeldbufSen
gemdfs Art. 23 Abs. 2 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 (ABL. 2006, C 210, S. 2, im
Folgenden: Leitlinien von 2006) berechnet wurde.

Die Kommission setzte zunidchst den Grundbetrag der Geldbufle auf der Basis von 10% des
durchschnittlichen Umsatzes der TP auf den relevanten Mirkten fest und multiplizierte das auf diese
Weise ermittelte Ergebnis mit einem Faktor von 4,2, entsprechend der auf vier Jahre und zwei
Monate festgesetzten Dauer der Zuwiderhandlung. Der auf diese Weise ermittelte Grundbetrag belief
sich auf 136 000 000 Euro (Erwédgungsgriinde 898 bis 912 des angefochtenen Beschlusses).

Sodann beschloss die Kommission, den Grundbetrag der Geldbufle nicht nach MafSgabe erschwerender
oder mildernder Umstédnde anzupassen. Sie weigerte sich insbesondere, als mildernde Umstdnde
Tatsachen zu beriicksichtigen, die die TP in ihrem Schreiben vom 7. Midrz 2011 angefiihrt hatte, mit
dem sie das Schreiben zur Feststellung des Sachverhalts beantwortet hatte (Erwédgungsgriinde 914
bis 916 des angefochtenen Beschlusses).

Schliefllich erkannte die Kommission an, dass das vom angefochtenen Beschluss erfasste Verhalten der
TP auch Gegenstand der Entscheidungen der UKE war, mit der diese gegen die TP Geldbuflen wegen
Verletzung ihrer Verpflichtungen aus den Regulierungsbestimmungen verhdngt hatte. Zur
Beriicksichtigung dieser GeldbufSen zog die Kommission deren Betrag vom Grundbetrag der
Geldbufle ab und setzte den Endbetrag auf 127 554 194 Euro fest.

Verfahren und Antrige der Verfahrensbeteiligten

Mit Klageschrift, die am 2. September 2011 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat die
Klagerin die vorliegende Klage erhoben.

Mit Schriftsatz, der am 23. Dezember 2011 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat die Netia
S.A. beantragt, als Streithelferin zur Unterstiitzung der Antrige der Kommission zugelassen zu werden.

Mit Schriftsatz, der am 28. Dezember 2011 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat die Polska
Izba Informatyki i Telekomunikacji (im Folgenden: PIIT) beantragt, als Streithelferin zur Unterstiitzung
der Antriage der Kldgerin zugelassen zu werden.

Die Kommission hat ihre Klagebeantwortung am 13. Januar 2012 eingereicht.

Mit Schriftsatz vom 10. Februar 2012 hat die Kldgerin einen Antrag auf vertrauliche Behandlung
bestimmter Angaben in der Klageschrift und deren Anlagen gegeniiber der Netia und der PIIT
gestellt.

Mit Schriftsatz vom 9. Miarz 2012 hat die Kldgerin einen Antrag auf vertrauliche Behandlung
bestimmter Angaben in den Anlagen zur Klagebeantwortung gegeniiber der Netia und der PIIT
gestellt.

Mit Schriftsatz vom 4. April 2012 hat die Kldgerin einen Antrag auf vertrauliche Behandlung
bestimmter Angaben in der Erwiderung gegeniiber der Netia und der PIIT gestellt.

ECLLEU:T:2015:1002 7
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Mit Beschluss vom 29. Juni 2012 hat der Prisident der Ersten Kammer des Gerichts den Streitbeitritt
der Netia zugelassen.

Die Netia hat am 21. September 2012 ihren Streithilfeschriftsatz eingereicht.

Mit Beschluss vom 7. November 2012 hat der Prisident der Ersten Kammer des Gerichts die PIIT als
Streithelferin zugelassen.

Mit Schriftsatz vom 17. Dezember 2012 hat die Kldgerin einen Antrag auf vertrauliche Behandlung
bestimmter Angaben in den Anlagen zur Gegenerwiderung gegeniiber der Netia und der PIIT gestellt.
Mit einem weiteren Schriftsatz vom selben Tag hat die Kldgerin die vertrauliche Behandlung
bestimmter Angaben in den Anlagen zum Streithilfeschriftsatz der Netia gegeniiber der PIIT
beantragt.

Mit Schriftsatz, der am 24. Januar 2013 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat die European
Competitive Telecommunications Association (im Folgenden: ECTA) beantragt, als Streithelferin zur
Unterstiitzung der Antrige der Kommission zugelassen zu werden.

Die PIIT hat am 1. Februar 2013 ihren Streithilfeschriftsatz eingereicht. Die Kldgerin hat nicht die
vertrauliche Behandlung der Angaben in diesem Schriftsatz beantragt.

Mit Schriftsatz vom 15. Februar 2013 hat die Kldgerin Einwénde gegen den Streitbeitritt der ECTA
erhoben.

Mit Schriftsatz vom 17. Marz 2013 hat die Kommission zum Streithilfeschriftsatz der PIIT Stellung
genommen.

Mit Schriftsatz vom 19. Mérz 2013 hat die Klagerin zum Streithilfeschriftsatz der Netia Stellung
genommen. Die Kommission hat keine Stellungnahme zu diesem Streithilfeschriftsatz eingereicht.

Mit Schriftsatz vom 14. April 2013 hat die Klagerin zum Streithilfeschriftsatz der PIIT Stellung
genommen.

Mit Schriftsatz vom 29. Mai 2013 hat die Kldgerin einen Antrag auf vertrauliche Behandlung
bestimmter Angaben in den Anlagen zu ihrer Stellungnahme zum Streithilfeschriftsatz der Netia
gegeniiber der Netia und der PIIT gestellt.

Keinem der von der Klédgerin gestellten Antrige auf vertrauliche Behandlung ist entgegengetreten
worden.

Mit Beschluss des Prasidenten der Ersten Kammer des Gerichts vom 3. September 2013 ist die ECTA
als Streithelferin in der vorliegenden Rechtssache zur Unterstiitzung der Antrige der Kommission
zugelassen worden, wobei dieser Streitbeitritt gemafS Art. 116 § 6 der Verfahrensordnung des Gerichts
vom 2. Mai 1991 auf eine Stellungnahme in der miindlichen Verhandlung beschriankt worden ist.

Im Zuge einer Anderung der Besetzung der Kammern des Gerichts ist der Berichterstatter der Achten
Kammer zugeteilt worden, der deshalb die vorliegende Rechtssache zugewiesen worden ist.

Mit Schriftsatz vom 5. November 2014 hat die Netia ihren Streitbeitritt zuriickgenommen.

Mit Schriftsatz vom 17. Dezember 2014 hat die Kommission zur Riucknahme des Streitbeitritts der
Netia Stellung genommen.
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Mit Beschluss vom 26. Februar 2014 hat der Prasident der Achten Kammer des Gerichts den
Streitbeitritt der Netia im Register gestrichen und dieser ihre eigenen Kosten auferlegt.

Auf Bericht des Berichterstatters hat das Gericht (Achte Kammer) beschlossen, die miindliche
Verhandlung zu erdffnen, und hat die Verfahrensbeteiligten im Rahmen prozessleitender Mafinahmen
aufgefordert, schriftliche Fragen zu beantworten. Die Verfahrensbeteiligten sind dem fristgerecht
nachgekommen.

Die Verfahrensbeteiligten haben in der Sitzung vom 26. Juni 2015 miindlich verhandelt und Fragen des
Gerichts beantwortet.

Die Klagerin, unterstiitzt durch die PIIT, beantragt,

— den angefochtenen Beschluss insgesamt fiir nichtig zu erklaren;

— hilfsweise, Art. 2 des angefochtenen Beschlusses insgesamt fiir nichtig zu erklédren;

— duflerst hilfsweise, die in Art. 2 des angefochtenen Beschlusses verhidngte Geldbufle herabzusetzen;
— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Die Kommission, unterstiitzt durch die ECTA, beantragt,

— die Klage als unbegriindet abzuweisen;

— der Klagerin die Kosten aufzuerlegen.
Rechtliche Wiirdigung

1. Zum Umfang des Rechtsstreits

Mit ihrem ersten Klageantrag begehrt die Klégerin, den angefochtenen Beschluss insgesamt fiir nichtig
zu erkldren, und mit ihrem zweiten Klagegrund hilfsweise die Nichtigerklairung von Art. 2 dieses
Beschlusses. Mit ihrem dritten Klageantrag begehrt die Klagerin duflerst hilfsweise, den Betrag der
Geldbufle abzudndern. Somit sind die Antrage auf Nichtigerkldarung und der Antrag auf Abdnderung
des Betrags der Geldbufle nacheinander zu priifen.

Vorab ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die Kligerin zur Stiitzung ihres Anderungsantrags zwei
Klagegriinde anfiihrt: Mit dem ersten riigt sie einen Rechts- und Beurteilungsfehler in Bezug auf die
Berechnung des Grundbetrags der GeldbufSe und mit dem zweiten Rechts- und Beurteilungsfehler
sowie mangelnde Beriicksichtigung mildernder Umstidnde. Diese Klagegriinde sind auf die Ahndung
der Nichtbeachtung einer Rechtsvorschrift gerichtet und konnen daher, wenn ihre Stichhaltigkeit
festgestellt wird, zur teilweisen Nichtigerklarung des angefochtenen Beschlusses fithren. Daher sind sie
vom Unionsrichter auf ihre Rechtmifligkeit zu iiberpriifen und fallen als solche nicht unter seine
Befugnis zu unbeschrinkter Nachpriifung.

Die ihm durch Art. 31 der Verordnung Nr. 1/2003 eingerdumte Befugnis zu unbeschrénkter
Ermessensnachpriifung nach Art. 261 AEUV ermichtigt das Gericht, {iber die blofle Kontrolle der
Rechtmifligkeit der Sanktion hinaus, die nur die Abweisung der Nichtigkeitsklage oder die
Nichtigerkldrung des angefochtenen Rechtsakts zuldsst, die Beurteilung der Kommission durch seine
eigene zu ersetzen und demgemifl den angefochtenen Rechtsakt, auch ohne ihn fiir nichtig zu
erkldren, unter Beriicksichtigung aller tatsdchlichen Umstinde abzuéndern und insbesondere die
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verhdngte Geldbufle anders festzusetzen, wenn ihm die Frage nach deren Hoéhe zur Beurteilung
vorgelegt worden ist (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 8. Februar 2007, Groupe Danone/Kommission,
C-3/06 P, Slg, EU:C:2007:88, Rn. 61 und 62, vom 3. September 2009, Prym und Prym
Consumer/Kommission, C-534/07 P, Slg, EU:C:2009:505, Rn. 86, und vom 5. Oktober 2011, Romana
Tabacchi/Kommission, T-11/06, Slg, EU:T:2011:560, Rn. 265).

Ebenfalls nach stindiger Rechtsprechung umfasst oder enthilt eine Klage, die darauf abzielt, dass der
Unionsrichter in Bezug auf eine Sanktionsentscheidung seine Befugnis zu unbeschrénkter Nachpriifung
ausiibt, die ihm durch Art. 261 AEUV {ibertragen worden ist, jedoch im Rahmen von Art. 263 AEUV
umgesetzt wird, zwangsldufig einen Antrag auf vollstindige oder teilweise Nichtigerklarung dieser
Entscheidung (vgl. in diesem Sinne Beschluss vom 9. November 2004, FNICGV/Kommission,
T-252/03, Slg, EU:T:2004:326, Rn. 25).

Erst nachdem der Unionsrichter anhand der ihm vorgetragenen Klagegriinde wie auch gegebenenfalls
der von Amts wegen zu beriicksichtigenden Griinde die Rechtméfligkeit der ihm unterbreiteten
Entscheidung tberpriift hat, obliegt es ihm, sofern diese Entscheidung nicht vollstindig fiir nichtig
erklart wird, seine Befugnis zu unbeschrinkter Nachpriifung auszuiiben, um zum einen die
Konsequenzen aus seiner Beurteilung der Rechtmaifligkeit dieser Entscheidung zu ziehen und zum
anderen anhand der ihm zur Priifung vorgetragenen Umstdnde (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
8. Dezember 2011, KME Germany u. a./Kommission, C-389/10 P, Slg, EU:C:2011:816, Rn 131, und
vom 10. Juli 2014, Telefénica und Telefénica de Espana/Kommission, C-295/12 P, Slg,
EU:C:2014:2062, Rn 213) zu entscheiden, ob er zu dem Zeitpunkt, zu dem er seine Entscheidung
erldsst (Urteile vom 11. Juli 2014, Esso u. a./Kommission, T-540/08, Slg, EU:T:2014:630, Rn 133, Sasol
u. a./Kommission, T-541/08, Slg, EU:T:2014:628, Rn. 438, sowie RWE und RWE Dea/Kommission,
T-543/08, Slg, EU:T:2014:627, Rn. 257), seine eigene Beurteilung an die Stelle der Beurteilung der
Kommission zu setzen hat, damit der Betrag der Geldbufle angemessen ist.

Daher werden die Klagegriinde, auf die die Kligerin ihren Anderungsantrag stiitzt, im Rahmen ihrer
Antrage auf Nichtigerklarung gepriift werden, da mit ihnen in Wirklichkeit Fragen der reinen
RechtmifSigkeit aufgeworfen werden. Erweisen sich diese Griinde als stichhaltig — wobei daran zu
erinnern ist, dass sie nicht die vollstindige Nichtigerklairung des angefochtenen Beschlusses
herbeifithren konnen (vgl. oben, Rn. 64) —, wird dies im Rahmen der Befugnis des Gerichts zu
unbeschrankter Nachpriifung beriicksichtigt werden. Desgleichen wird, wenn die Priiffung dieser
Griinde ergibt, dass die eine oder die andere Riige, die beispielsweise Billigkeitserwdgungen betrifft
(vgl. in diesem Sinne Urteil vom 17. Dezember 1959, Macchiorlatti Dalmas/Hohe Behorde, 1/59, Slg,
EU:C:1959:29, 425), den Anderungsantrag stiitzen konnte, diese Riige natiirlich in diesem
Zusammenhang gepriift werden.

2. Zu den Antrégen auf Nichtigerkldrung

Zum Antrag auf vollstindige Nichtigerkldrung des angefochtenen Beschlusses

Die Klagerin stiitzt diesen Antrag auf einen einzigen Grund, mit dem sie einen Rechtsfehler und einen
Begriindungsmangel in Bezug auf das berechtigte Interesse an der Feststellung der in der
Vergangenheit begangenen Zuwiderhandlung riigt.

Zur Stiitzung dieses einzigen Klagegrundes, der allerdings in zwei getrennte Riigen zu unterteilen ist,
da die Frage der Begriindungspflicht, die erfordert, dass der angefochtene Beschluss die wesentlichen
tatsichlichen und rechtlichen Gegebenheiten auffiihrt, die geeignet sind, die Uberlegungen des
Organs, das den Rechtsakt erlassen hat, klar und eindeutig erkennen zu lassen, von der Frage der
Stichhaltigkeit der von diesem Organ vorgetragenen Griinde zu unterscheiden ist (Urteile vom
2. April 1998, Kommission/Sytraval und Brink’s France, C-367/95 P, Slg, EU:C:1998:154, Rn. 67, und
vom 16. Oktober 2014, Eurallumina/Kommission, T-308/11, EU:T:2014:894, Rn. 33), macht die
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Klégerin geltend, aus Art. 7 der Verordnung Nr. 1/2003 gehe hervor, dass die Kommission, wenn sie
einen Beschluss erlasse, mit dem sie eine in der Vergangenheit begangene Zuwiderhandlung feststelle,
ein berechtigtes Interesse an der Fortfithrung ihrer Untersuchung dartun und in ihrem Beschluss
angemessen erldutern miisse. Die Pflicht der Darlegung und Begriindung eines berechtigten Interesses
sei unabhéngig von der Frage, ob die Kommission mit ihrem Beschluss eine Geldbufle verhinge.

Diese Auslegung von Art. 7 der Verordnung Nr. 1/2003 stehe im Einklang mit der Rechtsprechung des
Gerichtshofs, insbesondere den Urteilen vom 2. Mairz 1983, GVL/Kommission (7/82, Slg,
EU:C:1983:52), und vom 6. Oktober 2005, Sumitomo Chemical und Sumika Fine
Chemicals/Kommission (T-22/02 und T-23/02, Slg, EU:T:2005:349). Sie sei auch durch die
Notwendigkeit gerechtfertigt, die Beachtung der Verfahrensgarantien im Sinne von Art. 6 der
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden: EMRK),
unterzeichnet in Rom am 4. November 1950, und von Art. 47 der Charta der Grundrechte der
Europiischen Union zu gewéhrleisten.

Die Kldgerin weist darauf hin, dass laut dem angefochtenen Beschluss die der TP zur Last gelegte
Zuwiderhandlung am 22. Oktober 2009 beendet gewesen sei, somit vor dem Erlass des angefochtenen
Beschlusses am 22. Juni 2011. Da die Kommission im angefochtenen Beschluss ihr berechtigtes
Interesse an der Fortfithrung der Untersuchung und der Feststellung dieser Zuwiderhandlung nicht
dargetan habe, weise dieser Beschluss einen Rechtsfehler und einen Begriindungsmangel auf und
miisse daher insgesamt fiir nichtig erkldrt werden.

Die Kommission tritt dem Vorbringen der Kldgerin entgegen und beantragt, den vorliegenden
Klagegrund zuriickzuweisen.

Hierzu ist zunéchst, was die Riige einer mangelnden Begriindung fiir ein berechtigtes Interesses an der
Feststellung der in der Vergangenheit begangenen Zuwiderhandlung angeht, auf den Wortlaut von
Art. 7 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1/2003 zu verweisen:

»otellt die Kommission auf eine Beschwerde hin oder von Amts wegen eine Zuwiderhandlung gegen
Artikel [101 AEUV] oder Artikel [102 AEUV] fest, so kann sie die beteiligten Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung verpflichten, die festgestellte Zuwiderhandlung
abzustellen. Sie kann ihnen hierzu alle erforderlichen Abhilfemafinahmen verhaltensorientierter oder
struktureller Art vorschreiben, die gegeniiber der festgestellten Zuwiderhandlung verhaltnismafiig ...
sind. ... Soweit die Kommission ein berechtigtes Interesse hat, kann sie auch eine Zuwiderhandlung
feststellen, nachdem diese beendet ist.”

Diese Bestimmung ist im Licht der Begriindung des Vorschlags des Rates fiir eine Verordnung zur
Durchfithrung der in den Artikeln [101 AEUV] und [102 AEUV] niedergelegten Wettbewerbsregeln
und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 1017/68, (EWG) Nr. 2988/74, (EWG) Nr. 4056/86
und (EWG) Nr. 3975/87 (,Durchfiithrungsverordnung zu den Artikeln [101 AEUV] und [102 AEUV]*)
(ABL 2000, C 365 E, S. 284) auszulegen. Laut der Begriindung zu Art. 7 wird mit ihm klargestellt, , dass
die Kommission nicht nur dann zur Feststellung einer Zuwiderhandlung befugt ist, wenn sie durch
Entscheidung deren Abstellung anordnet oder eine Geldbufle verhiangt, sondern auch dann, wenn die
Zuwiderhandlung beendet ist und sie keine GeldbufSe auferlegt hat. Nach der Rechtsprechung des ...
Gerichtshofs ... ist die Befugnis der Kommission, unter diesen Umstinden eine Zuwiderhandlung
festzustellen, jedoch auf Fille beschrénkt, in denen hierzu ein berechtigtes Interesse gegeben ist. Dies
kann dann der Fall sein, wenn beim Adressaten die Gefahr einer Wiederholung besteht oder der Fall
neue Fragen aufwirft, deren Kldarung im offentlichen Interesse liegt.”

Infolgedessen hat die Kommission ein berechtigtes Interesse an der Feststellung einer

Zuwiderhandlung darzutun, wenn diese Zuwiderhandlung beendet ist und die Kommission keine
Geldbufle verhédngt.
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Dieses Ergebnis steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichts, auf die sich die Klagerin in
ihren Schriftsitzen beruft, und einer jiingeren Rechtsprechung, die im Kern von einem
Zusammenhang zwischen der Verpflichtung der Kommission, ein berechtigtes Interesse an der
Feststellung einer Zuwiderhandlung darzutun, und der Verjihrung ihrer Befugnis zur Verhdngung von
Geldbuflen ausgeht. Wie das Gericht ndmlich entschieden hat, kann die Verjiahrung der Befugnis der
Kommission zur Verhdngung von GeldbufSen nicht ihre implizite Befugnis zur Feststellung der
Zuwiderhandlung beriihren. Die Ausiibung dieser impliziten Befugnis, nach Ablauf der
Verjahrungsfrist eine Entscheidung zu erlassen, mit der eine Zuwiderhandlung festgestellt wird, ist
jedoch von der Voraussetzung abhingig, dass die Kommission ein berechtigtes Interesse an einer
solchen Feststellung nachweist (Urteile vom 16. November 2006, Peréxidos Organicos/Kommission,
T-120/04, Slg, EU:T:2006:350, Rn. 18, und vom 6. Februar 2014, Elf Aquitaine/Kommission, T-40/10,
EU:T:2014:61, Rn. 282 und 284 bis 287).

Somit ist die von der Klédgerin vertretene Auslegung von Art. 7 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1/2003,
wonach die Kommission ein berechtigtes Interesse an der Feststellung einer in der Vergangenheit
begangenen Zuwiderhandlung unabhéngig davon darzutun habe, ob sie dafiir eine Sanktion verhéngt,
irrig. Da die Kommission insoweit nicht zu einer Begriindung verpflichtet ist, ist die erste Rige des
Klagegrundes zuriickzuweisen.

Da im vorliegenden Fall feststeht, dass die Befugnis der Kommission zur Verhdngung der Geldbuflen
nicht verjadhrt war und da die Kommission beschlossen hatte, gegen die TP eine Geldbufle zu
verhdngen, wirft die Kldgerin ihr zu Unrecht vor, einen Rechtsfehler begangen zu haben, indem sie im
angefochtenen Beschluss ein berechtigtes Interesse an der Feststellung der in der Vergangenheit
begangenen Zuwiderhandlung nicht dargetan habe. Die zweite Riige des ersten Klagegrundes hat
daher ebenfalls keinen Erfolg.

Deshalb sind der erste Klagegrund und damit auch der Klageantrag, den angefochtenen Beschluss
insgesamt fiir nichtig zu erkldren, als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum Antrag auf teilweise Nichtigerkldrung des angefochtenen Beschlusses

In der Klageschrift stiitzt die Kldgerin diesen Antrag auf teilweise Nichtigerkldrung des angefochtenen
Beschlusses auf zwei Griinde. Hinzu kommen die beiden irrigerweise im Rahmen des
Anderungsantrags geltend gemachten Klagegriinde, soweit sie sich nicht spezifisch auf die
unbeschrénkte Nachpriifung beziehen.

Zum ersten Klagegrund

Mit dem ersten Klagegrund wird ein Verstofy gegen Art. 6 EMRK und Art. 47 der Charta der
Grundrechte geriigt. Nach Ansicht der Kldgerin ergibt sich aus den beiden erwdhnten Bestimmungen
zusammen, dass eine Geldbufle nur von einem ,unabhidngigen und unparteiischen, auf Gesetz
beruhenden Gericht®, das alle in Art. 6 EMRK vorgesehenen formalen Garantien biete, verhdngt
werden konne. Die Kommission sei nicht nur kein Gericht, sondern bei ihr fielen die Funktionen der
Verfolgung und der Entscheidung zusammen. Die Geldbuflen, die sie verhinge und die im Ubrigen
offenkundig ,strafrechtlicher Art im Sinne von Art. 6 EMRK seien, wiirden daher nicht von einer von
der Verwaltung tatsdchlich unabhéngigen Einrichtung verhéngt und verletzten somit den in den
erwihnten Bestimmungen verankerten Grundsatz der Unparteilichkeit.

Auf die vom Gericht im Wege prozessleitender MafSnahmen gestellte Frage, welche Konsequenzen fiir
diesen Klagegrund aus den Urteilen vom 8. Dezember 2011, Chalkor/Kommission (C-386/10 P, Slg,
EU:C:2011:815, Rn. 62, 63 und 81), und vom 18. Juli 2013, Schindler Holding u. a./Kommission
(C-501/11 P, Slg, EU:C:2013:522, Rn. 33 bis 38), zu ziehen sind, hat die Kldgerin den Klagegrund fallen
gelassen, was in der miindlichen Verhandlung zu Protokoll genommen worden ist. Sie hat jedoch das
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Gericht gebeten, insoweit seine Befugnis zu unbeschrankter Nachpriifung nach den in der erwdhnten
Rechtsprechung aufgestellten Grundsidtzen auszuiiben und daher sowohl Art. 6 EMRK als auch
Art. 47 der Grundrechtecharta bei der Priifung des Vorbringens zur Stiitzung des Klageantrags auf
Anderung der Geldbufie zu beriicksichtigen.

Somit ist, was diesen Nichtigkeitsantrag betrifft, festzustellen, dass die Kldgerin ihren ersten
Klagegrund zuriickgenommen hat und dass das Gericht daher tiber diesen Klagegrund nicht mehr zu
befinden braucht.

Zum zweiten Klagegrund

Mit dem zweiten Klagegrund riigt die Kldgerin eine Verletzung ihrer Verteidigungsrechte. Mit diesem
Klagegrund macht sie geltend, dass Art. 2 des angefochtenen Beschlusses ihr Recht auf Anhérung und
ihre Verteidigungsrechte verletze, die in den Art. 41 und 48 der Grundrechtecharta sowie in Art. 27
der Verordnung Nr. 1/2003 und in den Art. 10 und 15 der Verordnung Nr. 773/2004 verankert seien.

Nach Ansicht der Klagerin ist die Rechtsprechung des Gerichtshofs und des Gerichts zum
erforderlichen Inhalt der Mitteilung der Beschwerdepunkte durch die in der vorhergehenden
Randnummer aufgefithrten Bestimmungen der Grundrechtecharta iiberholt. So sei die Kommission
seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon verpflichtet, in der Mitteilung der Beschwerdepunkte
sowohl die fiir den Nachweis der Zuwiderhandlung notwendigen tatsichlichen und rechtlichen
Umstdnde als auch die tatsachlichen und rechtlichen Umstdnde anzugeben, die fiir die Bemessung der
Geldbufle mafigeblich seien. In Bezug auf die Bemessung der Geldbufle sei die Kommission
verpflichtet, in der Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht nur die fiir die Bestimmung des
Grundbetrags der Geldbufle erforderlichen Schliisselelemente bekannt zu geben, sondern auch die
Elemente, die sie fiir die Anpassungen des Grundbetrags beriicksichtige, ndmlich die Tatsachen, die
erschwerende und mildernde Umstidnde darstellen konnten. Ebenso miisse der Endbetrag der
Geldbufle, die gegen das betroffene Unternehmen verhingt werden konne, in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte angegeben werden. Die Moglichkeit fiir die Kldgerin, den Endbetrag der Geldbuf3e
vor dem Gericht anzufechten, sei nicht ausreichend, um die Wahrung ihrer Rechte aus den Art. 41
und 48 der Grundrechtecharta zu gewihrleisten.

Im vorliegenden Fall habe die Kommission die oben in Rn. 85 aufgefithrten Bestimmungen dadurch
verletzt, dass sie in der Mitteilung der Beschwerdepunkte und auch in dem an die Klédgerin
gerichteten Schreiben zur Feststellung des Sachverhalts nicht die Umstinde angegeben habe, die sie
als mildernde Umstinde werten wolle. Insbesondere habe die Kommission trotz der von der Klagerin
hierzu im Verwaltungsverfahren vorgebrachten Argumente in den erwdhnten Dokumenten nicht die
Folgen der zwischen der Kldgerin und der UKE geschlossenen Vereinbarung fiir die Schwere der
Zuwiderhandlung oder die Hohe der Geldbufle gepriift.

Die Kommission tritt dem Vorbringen der Klédgerin entgegen und beantragt, diesen Klagegrund
zuriickzuweisen.

Vorab ist anzufiihren, dass die Kommission im angefochtenen Beschluss keine Anpassungen des
Betrags der Geldbufle vorgenommen hat. In den Erwdgungsgriinden 913 bis 916 des angefochtenen
Beschlusses hat sie das Vorbringen der Kldgerin im Verwaltungsverfahren beziiglich des Vorliegens
mildernde Umsténde zuriickgewiesen.

Nach stidndiger Rechtsprechung beachtet die Kommission den Anspruch der Unternehmen auf
rechtliches Gehor, wenn sie in der Mitteilung der Beschwerdepunkte ausdriicklich darauf hinweist,
dass sie priifen werde, ob gegen die betroffenen Unternehmen Geldbuflen zu verhéngen seien, und
ferner die wesentlichen tatsichlichen und rechtlichen Gesichtspunkte anfiihrt, die zu einer Geldbufle
fithren konnen, wie z. B. die Schwere und die Dauer der angenommenen Zuwiderhandlung sowie den
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Umstand, dass diese vorsitzlich oder fahrldssig begangen worden sein soll. Hiermit gibt sie den
Unternehmen die Angaben an die Hand, die fiir deren Verteidigung nicht nur gegen die Feststellung
einer Zuwiderhandlung, sondern auch gegen die Verhingung von Geldbuflen erforderlich sind (vgl.
Urteil vom 25. Oktober 2005, Groupe Danone/Kommission, T-38/02, Slg, EU:T:2005:367, Rn. 50 und
die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Eine stdndige Rechtsprechung bestitigt auch, dass die Verteidigungsrechte der betroffenen
Unternehmen gegeniiber der Kommission, was die Bemessung der Geldbufle angeht, dadurch gewahrt
werden, dass ihnen die Moglichkeit gegeben wird, zu Dauer, Schwere und Erkennbarkeit der
Wettbewerbswidrigkeit der Zuwiderhandlung Stellung zu nehmen. Auflerdem verfiigen die
Unternehmen beziiglich der Bemessung der Geldbufle iiber eine zusitzliche Garantie, weil das Gericht
mit Befugnis zu unbeschriankter Nachpriifung entscheidet und gemifd Art. 31 der Verordnung
Nr. 1/2003 namentlich die Geldbufle autheben oder herabsetzen kann. Der Unionsrichter hat daraus
gefolgert, dass sich die Kommission darauf beschrinken kann, in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte ohne weitere Erlduterungen darauf hinzuweisen, dass sie beriicksichtigen werde,
welche Rolle die einzelnen Unternehmen bei den fraglichen Vereinbarungen gespielt hitten, und dass
etwaige erschwerende oder mildernde Umsténde ihren Niederschlag in der Hohe der Geldbufle finden
wiirden, da in den Leitlinien fiir das Verfahren zur Festsetzung von Geldbuflen im Einzelnen
angegeben wird, welche Umstdnde als erschwerend oder mildernd anzusehen sind (vgl. Urteil vom
27. September 2012, Koninklijke Wegenbouw Stevin/Kommission, T-357/06, Slg, EU:T:2012:488,
Rn. 217 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Das Vorbringen der Kldgerin im Rahmen des vorliegenden Klagegrundes ist im Licht der oben in den
Rn. 90 und 91 angefithrten Grundsitze zu priifen.

Vor dieser Priifung ist erstens noch klarzustellen, dass die im Urteil Koninklijke Wegenbouw
Stevin/Kommission (oben in Rn. 91 angefiihrt, EU:T:2012:488) aufgestellten Regeln sowohl fiir
erschwerende Umstdnde als auch fiir mildernde Umstédnde gelten. Diese vom Gericht aufgestellte
Regel verpflichtet die Kommission, in der Mitteilung der Beschwerdepunkte anzukiindigen, dass sie
Umstdnde beriicksichtigen werde, die den Endbetrag der Geldbufle beeinflussen konnten, was die
mildernden Umstdnde ebenso wie die erschwerenden Umsténde einschlief3t.

Zweitens ist klarzustellen, dass entgegen dem Vorbringen der Kldgerin die oben in den Rn. 90 und 91
angefithrten Grundsédtze weder durch das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon noch durch die
Erklarungen der Kommission in ihrer Bekanntmachung tiber bewahrte Vorgehensweisen in Verfahren
nach Artikel 101 [AEUV] und 102 [AEUV] (ABI. 2011, C 308, S. 6) berithrt wurden.

Zum einen geht namlich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs im Kontext der Anwendung von
Art. 47 der Grundrechtecharta hervor, dass das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon, wodurch die
Grundrechtecharta in das primédre Recht der Union einbezogen worden ist, den Inhalt des Rechts auf
ein faires Verfahren, wie es sich insbesondere aus Art. 6 EMRK ergibt und wie es auf Unionsebene als
allgemeiner Rechtsgrundsatz der Union anerkannt worden ist (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 3. Mai
2012, Legris Industries/Kommission, C-289/11 P, EU:C:2012:270, Rn. 36 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung), nicht wesentlich geéndert hat. Diese Erwédgungen lassen sich auf den Anspruch auf
rechtliches Gehor und im weiteren Sinne auf die von der Kldgerin geltend gemachten
Verteidigungsrechte insgesamt erstrecken, da diese Rechte dazu beitragen, ein faires Verfahren zu
gewihrleisten.

Zum anderen ist in Bezug auf die oben in Rn. 94 erwidhnte Bekanntmachung iiber bewihrte
Vorgehensweisen festzustellen, dass sie unter Beriicksichtigung dessen, dass sie am 20. Oktober 2011,
also mehrere Monate nach dem Erlass des angefochtenen Beschlusses, bekannt gemacht worden ist,
gemifS ihrer Nr. 6 im vorliegenden Fall nicht anwendbar ist (vgl. entsprechend Urteil vom 17. Mai
2011, Elf Aquitaine/Kommission, T-299/08, Slg, EU:T:2011:217, Rn. 148).
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Zur Anwendung der Regeln, die die oben in den Rn. 90 und 91 angefiihrte Rechtsprechung aufgestellt
hat, ist im vorliegenden Fall erstens festzustellen, dass die Kommission in Rn. 522 der Mitteilung der
Beschwerdepunkte ihre Absicht angekiindigt hat, gegen die TP eine Geldbufle wegen eines als
Verweigerung von Dienstleistungen umschriebenen Missbrauchs zu verhéngen. In den folgenden
Nummern dieses Dokuments gab die Kommission an, dass der der TP zur Last gelegte Missbrauch
ihrer Ansicht nach vorsitzlich oder fahrldssig begangen worden sei und dass sich die TP bewusst
gewesen sei, dass ihr Verhalten geeignet sei, den Wettbewerb im Binnenmarkt zu beeintrachtigen.
Zweitens wies die Kommission in Rn. 524 der Mitteilung der Beschwerdepunkte darauf hin, dass sie
bei der Bemessung der Geldbufle samtliche erheblichen Umstinde des Falles, insbesondere die
Schwere und die Dauer der Zuwiderhandlung, beriicksichtigen werde und dass sie die Regeln in den
Leitlinien von 2006 anwenden werde. In Bezug auf die Schwere der Zuwiderhandlung stellte die
Kommission in Rn. 528 der Mitteilung der Beschwerdepunkte klar, dass sie deren Natur, deren
tatsdchlichen Einfluss auf den Markt, wenn dieser messbar sei, und den Umfang des relevanten
geografischen Marktes beriicksichtigen werde. Zur Dauer der Zuwiderhandlung gab die Kommission in
Rn. 529 der Mitteilung der Beschwerdepunkte an, dass diese spétestens am 3. August 2005 begonnen
habe und noch nicht beendet worden sei. Drittens kiindigte die Kommission in Rn. 525 der
Mitteilung der Beschwerdepunkte an, dass eine mogliche Beriicksichtigung der in den Nrn. 28 und 29
der Leitlinien aufgefiihrten erschwerenden oder mildernden Umstdnde sich in der Hohe der Geldbuf3e
niederschlagen konne.

Ferner geht aus dem Schreiben zur Feststellung des Sachverhalts, das in einem der TP nach ihrer
Anhoérung tibersandten Schriftwechsel zwischen ihr und der Kommission besteht, hervor, dass die
Kommission klare Angaben zum Umsatz im Sinne von Nr. 13 der Leitlinien von 2006 machte, die sie
fiir die Berechnung des Grundbetrags der GeldbufSe zugrunde legen wollte.

Die oben in den Rn. 97 und 98 aufgefithrten Umstdnde erlauben den Schluss, dass die Kommission im
vorliegenden Fall die oben in den Rn. 90 und 91 aufgefiihrten Rechtsprechungsgrundsitze beachtet hat.
Das Vorbringen der Kldgerin kann dieses Ergebnis nicht in Frage stellen.

Erstens ergibt sich namlich aus der oben in den Rn. 90 und 91 angefiihrten Rechtsprechung, dass die
Kommission entgegen der Ansicht der Kldgerin den Gesamtbetrag der Geldbufle in der Mitteilung der
Beschwerdepunkte nicht genau anzugeben brauchte.

Zweitens ist das Argument der Klagerin zuriickzuweisen, dass die Kommission in dem die Sanktion
betreffenden Teil der Mitteilung der Beschwerdepunkte den Einfluss der Vereinbarung mit der UKE
auf die Schwere der Zuwiderhandlung oder die Hohe der Geldbufle hitte priifen miissen.

Zum einen geht namlich aus den Akten hervor, dass die TP die Diskussion {iber die Beriicksichtigung
der Vereinbarung mit der UKE im Rahmen der Berechnung der GeldbufSe erst in einem
fortgeschrittenen Stadium des Verwaltungsverfahrens, nach der Mitteilung der Beschwerdepunkte, in
Gang setzte. So machte sie in den Rn. 912 bis 1009 ihrer Erwiderung auf die Mitteilung der
Beschwerdepunkte zunédchst geltend, dass die Kommission in Anbetracht der Verpflichtungen, die sie,
die TP, aufgrund der Vereinbarung mit der UKE eingegangen sei, einrdumen miisse, dass die
Unterzeichnung dieser Vereinbarung das Ende der Zuwiderhandlung bedeutet habe. Die Kommission
teilte diesen Standpunkt im Schreiben zur Feststellung des Sachverhalts (Rn. 27). Spéter argumentierte
die TP in den Rn. 483 und 484 des Schreibens vom 7. Marz 2011, mit dem sie auf das Schreiben zur
Feststellung des Sachverhalts antwortete, dass die Vereinbarung mit der UKE als mildernder Umstand
beriicksichtigt werden konne. Die TP wiederholte dieses Argument in einem Schreiben vom 6. Juni
2011, das sie von sich aus versandte und in dem sie zur Angemessenheit der Verhdngung einer
Geldbufle im vorliegenden Fall Stellung nahm.

Zum anderen antwortete die Kommission auf alle diese nach dem Versand der Mitteilung der

Beschwerdepunkte vorgebrachten Argumente in den Erwéigungsgriinden 913 bis 916 des
angefochtenen Beschlusses. Ohne der Entscheidung tiber die Stichhaltigkeit der Antwort der
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Kommission vorzugreifen, die Gegenstand des Klagegrundes ist, mit dem die fehlende
Beriicksichtigung der mildernden Umstidnde geriigt wird, ist festzustellen, dass die Tatsache selbst,
dass die Kommission zu diesen Argumenten, die nach dem Versand der Mitteilung der
Beschwerdepunkte vorgetragen worden waren, im angefochtenen Beschluss Stellung genommen hat,
keineswegs eine Verletzung des Anspruchs der TP auf rechtliches Gehor oder ihrer
Verteidigungsrechte darstellt.

Nach alledem ist dieser Klagegrund als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum dritten Klagegrund

Der dritte Klagegrund, mit dem ein Rechts- und Beurteilungsfehler in Bezug auf die Berechnung des
Grundbetrags der Geldbufle geriigt wird, bezieht sich vor allem auf einen Verstofl gegen die Nrn. 20
bis 22 der Leitlinien von 2006.

Die Kléagerin erklért, sie bestreite nicht das Vorliegen der Zuwiderhandlung, die der TP zur Last gelegt
werde, begehrt jedoch vom Gericht im Kern eine Uberpriifung der Hohe der im angefochtenen
Beschluss festgesetzten Geldbufle im Licht des Grundsatzes der Verhéltnisméfliigkeit und unter
Beriicksichtigung des Umstands, dass die Schwere dieser Zuwiderhandlung es nicht rechtfertige, dass
die Kommission bei der Berechnung des Grundbetrags 10 % des Umsatzes im Sinne von Nr. 13 der
Leitlinien von 2006 zugrunde gelegt habe. Das Vorbringen der Kldgerin zur UnverhiltnismafSigkeit
und somit zur Unangemessenheit und Unbilligkeit dieses Betrags wird im Rahmen des
Anderungsantrags gepriift werden.

Der vorliegende Klagegrund gliedert sich in zwei Teile, mit denen die Kldgerin der Kommission
vorwirft, zum einen nicht angemessen beriicksichtigt zu haben, dass die Zuwiderhandlung Praktiken
von unterschiedlicher Dauer und Intensitit umfasst habe, und zum anderen den Einfluss des
Verhaltens der TP auf den relevanten Markt falsch beurteilt zu haben.

Vor der Priifung dieser beiden Teile ist zundchst darauf hinzuweisen, dass nach Art. 49 Abs. 3 der
Grundrechtecharta das StrafmafS gegeniiber der Straftat nicht unverhéltnismafSig sein darf.

Im Rahmen der von der Kommission zur Ahndung der Verstofle gegen die Wettbewerbsregeln
eingeleiteten Verfahren bedeutet der Grundsatz der VerhiltnismafSigkeit, dass die Kommission die
Geldbufle verhaltnismaflig nach den Gesichtspunkten festsetzen muss, die sie fiir die Beurteilung der
Schwere der Zuwiderhandlung beriicksichtigt hat, und dass sie diese Gesichtspunkte dabei schliissig
und objektiv gerechtfertigt bewerten muss (Urteile Telefénica und Telefénica de Espaiia/Kommission,
oben in Rn. 67 angefithrt, EU:C:2014:2062, Rn. 196, und vom 5. Oktober 2011,
Transcatab/Kommission, T-39/06, Slg, EU:T:2011:562, Rn. 189).

Sodann ist darauf hinzuweisen, dass gemafl Art. 23 Abs. 3 der Verordnung Nr. 1/2003 bei der
Festsetzung der Hohe der Geldbufle sowohl die Schwere der Zuwiderhandlung als auch deren Dauer
zu berticksichtigen ist.

In Bezug auf die Schwere einer Zuwiderhandlung gibt es keine zwingende oder abschlief}ende Liste von
Kriterien, die auf jeden Fall beriicksichtigt werden miissten. Nach der Rechtsprechung gehéren jedoch
zu den Faktoren, die bei der Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlungen beriicksichtigt werden
konnen, neben den besonderen Umstdnden der Sache, ihrem Kontext und der Abschreckungswirkung
der GeldbufSen das Verhalten des betroffenen Unternehmens, die Rolle, die es bei der Einfithrung der
in Rede stehenden Praxis gespielt hat, der Gewinn, den es aus ihr ziehen konnte, seine Grofie und der
Wert der betroffenen Waren sowie die Gefahr, die derartige Zuwiderhandlungen fiir die Ziele der
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Union bedeuten (Urteil vom 14. Oktober 2010, Deutsche Telekom/Kommission, C-280/08 P, Slg,
EU:C:2010:603, Rn. 273 und 274; vgl. auch Urteil vom 8. Dezember 2011, KME Germany
u. a./Kommission, C-272/09 P, Slg, EU:C:2011:810, Rn. 96 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Fir die Hohe der Geldbuflen sind auch objektive Gesichtspunkte wie Inhalt und Dauer der
wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen, deren Zahl und Intensitit, der Umfang des betroffenen
Marktes und die Schiadigung der offentlichen Wirtschaftsordnung zu beriicksichtigen, ebenso der
Marktanteil der verantwortlichen Unternehmen sowie ein etwaiger Wiederholungsfall (vgl. Urteil
KME Germany u. a./Kommission, oben in Rn. 111 angefiihrt, EU:C:2011:810, Rn. 97 und die dort
angefiihrte Rechtsprechung).

Nach den Leitlinien von 2006, auf die sich die Kommission fiir die Berechnung der Geldbufle im
vorliegenden Fall gestiitzt hat, wird die Schwere der Zuwiderhandlung von der Kommission in der
ersten Phase der Berechnung der Geldbufle, also bei der Bestimmung von deren Grundbetrag,
beriicksichtigt. Nach Nr. 19 der Leitlinien von 2006 wird ndmlich zur Bestimmung des Grundbetrags
ein bestimmter Anteil am Umsatz, der sich nach der Schwere des Verstofles richtet, mit der Anzahl
der Jahre der Zuwiderhandlung multipliziert. Nach Nr. 20 der Leitlinien von 2006 wird die Schwere
der Zuwiderhandlung in jedem Einzelfall unter Beriicksichtigung aller relevanten Umstédnde beurteilt.
Nach den Nrn. 21 und 22 dieser Leitlinien kann die Kommission grundsatzlich einen Betrag von bis zu
30 % des Umsatzes festsetzen, und bei der Bestimmung der genauen Hohe innerhalb dieser Bandbreite
beriicksichtigt sie mehrere Umstidnde, u. a. die Art der Zuwiderhandlung, den kumulierten Marktanteil
samtlicher beteiligter Unternehmen, den Umfang des von der Zuwiderhandlung betroffenen
raumlichen Marktes und die etwaige Umsetzung der Zuwiderhandlung in der Praxis.

Was schliefllich die Rolle des Unionsrichters bei der Nachpriifung des Betrags der Geldbufle angeht, so
hat er die Rechtmafligkeit der streitigen Entscheidung auf der Grundlage der vom Kldger zur Stiitzung
seiner Klagegriinde vorgelegten Beweise zu kontrollieren. Bei dieser Kontrolle kann der Richter weder
hinsichtlich der Wahl der Gesichtspunkte, die bei der Anwendung der in den Leitlinien genannten
Kriterien beriicksichtigt wurden, noch hinsichtlich ihrer Bewertung auf den Ermessensspielraum der
Kommission verweisen, um auf eine griindliche rechtliche wie tatsichliche Kontrolle zu verzichten
(Urteil KME Germany u. a./Kommission, oben in Rn. 111 angefiihrt, EU:C:2011:810, Rn. 102).

Da die in den Vertrdgen vorgesehene Kontrolle, deren Konturen von der oben in den Rn. 65 bis 67
und 114 angefiihrten Rechtsprechung festgelegt worden sind, bedeutet, dass der Unionsrichter sowohl
in rechtlicher als auch in tatsdchlicher Hinsicht eine Kontrolle vornimmt und befugt ist, die Beweise zu
wiirdigen, die angefochtene Entscheidung fiir nichtig zu erkliren und die Hohe der Geldbuflen zu
andern, steht sie entgegen dem urspriinglichen Vorbringen der Klédgerin im Einklang mit den
Erfordernissen des Grundsatzes eines effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes, der in Art. 47 der
Grundrechtecharta verankert ist (vgl. in diesem Sinne Urteil Schindler Holding u. a./Kommission,
oben in Rn. 83 angefiihrt, EU:C:2013:522, Rn. 38 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Anhand dieser Grundsitze sind die Argumente, die die Kldgerin im Rahmen des vorliegenden
Klagegrundes vortragt, zu priifen.

— Zum ersten Teil, mit dem die Nichtbeachtung des Umstands geriigt wird, dass die Dauer der
verschiedenen Bestandteile der Zuwiderhandlung und deren Intensitit im Laufe der Zeit
unterschiedlich gewesen seien

Die Kldgerin macht geltend, dass die Kommission dadurch einen Rechtsfehler begangen habe, dass sie
den Umstand, dass die Dauer der verschiedenen Bestandteile der von der TP begangenen
Zuwiderhandlung und deren Intensitit im Lauf der Zeit unterschiedlich gewesen seien, mit der
Begriindung nicht beriicksichtigt habe, dass die missbrauchliche Verhaltensweise wihrend der
gesamten Dauer der Zuwiderhandlung zu beobachten gewesen sei. Die Kommission habe auf diese
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Weise einen mafSgeblichen Umstand fiir die Festsetzung einer der Schwere der Zuwiderhandlung
angemessenen Geldbufle, dass namlich keine der als Bestandteile der Zuwiderhandlung angesehenen
Verhaltensweisen vier Jahre und zwei Monate gedauert habe, nicht beriicksichtigt.

Die Klagerin stiitzt dieses Vorbringen auf zahlreiche Argumente, mit denen sie im Wesentlichen die
genaue Dauer bestimmter Verhaltensweisen der TP bestimmen mochte, die zusammen den von der
TP begangenen Missbrauch einer beherrschenden Stellung darstellten. Sie macht geltend, dass unter
Beriicksichtigung der kumulativen Wirkung der von der Kommission bei der Berechnung der Dauer
dieser Verhaltensweisen begangenen Fehler dieser Missbrauch nicht so schwer erscheine, dass die
Kommission den Anteil am Umsatz, von dem die Berechnung des Grundbetrags der Geldbufle
ausgehe, auf 10 % habe festsetzen konnen. Die Kldgerin beantragt daher, den Betrag der gegen die TP
verhiangten Geldbufle herabzusetzen.

Das Vorbringen der Kldgerin bezieht sich auf vier der fiinf Praktiken, die den der TP zur Last gelegten
Missbrauch einer beherrschenden Stellung bilden (vgl. oben, Rn. 28).

Was erstens den Vorwurf angeht, den AB in den Vereinbarungen fiir den BSA- und den LLU-Zugang
unangemessene Bedingungen vorgeschlagen zu haben, so macht die Klagerin geltend, die Kommission
habe mit ihrer Feststellung, dass dieses missbrauchliche Verhalten vom 3. August 2005 bis zum
22. Oktober 2009 gedauert habe, einen Rechtsfehler begangen. Im Einzelnen tragt die Kldgerin zu den
Standardvertragen fiir den BSA-Zugang vor, dass die Version Nr. 1 des Standardvertrags der TP, in
Kraft getreten am 22. Dezember 2008, das betreffende Referenzangebot fiir den BSA-Zugang
beriicksichtigt habe. Was den LLU-Zugang angehe, so entspreche die Version Nr. 1 des
Standardvertrags der TP, in Kraft getreten am 17. Februar 2009, dem betreffenden
LLU-Referenzangebot. Daher konne der TP nicht vorgeworfen werden, sie habe den AB in diesen
Vertragen nach dem 22. Dezember 2008 in Bezug auf den BSA-Zugang und nach dem 17. Februar
2009 in Bezug auf den LLU-Zugang nachteilige Bedingungen auferlegt. Ferner seien mehrere fiir die
AB nachteilige Klauseln der Standardvertrdge der TP wahrend noch kiirzerer Zeitraume angewandt
worden.

Was zweitens die Beschrankung des physischen Zugangs zum Netz der TP angeht, macht die Kldgerin
erstens geltend, dass die Praxis, die Zugangsauftrage der AB aus formalen und technischen Griinden
abzulehnen, von Beginn 2007 zuriickgegangen und 2009 aufgehort habe. Ferner sei die Behauptung
ibertrieben, die TP habe die Investitionen, die die AB hitten tdtigen miissen, zu hoch angesetzt, und
betreffe nur einen Einzelfall. Was auflerdem die Verweigerung des Zugangs zu den Raumlichkeiten
der TP mittels entsprechender Leitungen angehe, so handele es sich nur um Vorfille aus dem Jahr
2007. Schliefllich erklart die Kldgerin zu der Praxis, die Ausfilhrung der Auftrige der AB zur
Herstellung oder Anderung der Zugangsknoten zu den Diensten (service access nodes, im Folgenden:
SAN) zu verzogern, dass die von der Kommission im angefochtenen Beschluss angefiihrten Beispiele
wenig tiberzeugend seien, dass diese Verzogerungen durch Faktoren bestimmt worden seien, auf die
die TP keinen Einfluss gehabt habe, und dass die Kommission kein Beispiel fiir ein solches Verhalten
anfiithre, dass nach Juli 2008 stattgefunden habe.

Drittens macht die Kldgerin in Bezug auf die Beschrinkung des Zugangs zu den
Teilnehmeranschliissen geltend, dass diese Praxis nicht wihrend des gesamten von der Kommission
festgestellten Zuwiderhandlungszeitraums angedauert habe. Die Verweigerung von BSA-Diensten bei
Mietleitungen im Vorleistungsbereich im Rahmen des Dienstes ,Wholesale Line Rental” (WLR), in
dessen Rahmen die AB Festnetztelefondienste erbracht hitten, sei im Oktober 2007 beendet worden
und habe daher nur etwa ein Jahr gedauert, die Verzogerungen bei der Reparatur beschadigter
Leitungen hitten Anfang 2008 aufgehort und iberstiegen nicht den Zeitraum eines Jahres, die
Verzogerungen bei der Ausfilhrung von Auftrigen fiir den BSA-Zugang hétten nur bis zum vierten
Quartal des Jahres 2007 gedauert, und die Verzogerungen bei der Ausfithrung von Auftrégen fiir den
LLU-Zugang hitten im ersten Quartal 2008 aufgehort.
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Was viertens die Weigerung angeht, den AB die verlésslichen und genauen allgemeinen Informationen
zu liefern, die sie fir angemessene Entscheidungen fiir den Zugang zu Breitbandprodukten benotigten,
macht die Kldgerin geltend, sie habe bereits ab 2006 eine Reihe von Mafinahmen getroffen, um die
Genauigkeit ihrer Informationen zu verbessern und den Anlagen, welche die AB zu nutzen
beabsichtigten, Vorrang einzurdumen. In Bezug auf den BSA-Zugang habe sie den Zugang zu ihrer
IT-Schnittstelle insbesondere ab Mairz 2007 verbessert und im Jahr 2007 weitere MafSnahmen
ergriffen, um den Zugang zu den allgemeinen Informationen unter technischen Gesichtspunkten zu
erleichtern. In Bezug auf den LLU-Zugang habe sie den Zugang zu den allgemeinen Informationen
dadurch sichergestellt, dass sie den AB auf Antrag entsprechende DVD-Medien zugesandt habe. Was
das Problem der Dateniibertragung in einem schwer zu verarbeitenden EDV-Format angehe
(PDF-Dateien), so handele es sich um Einzelfille.

Hierzu ist angesichts der Komplexitit der Zuwiderhandlung, die der TP zur Last gelegt wird, und der
Detailliertheit des Vorbringens der Kldgerin vor dessen Priifung eine Beschreibung der
Zuwiderhandlung zu geben, wie sie aus dem angefochtenen Beschluss hervorgeht.

Im angefochtenen Beschluss stellte die Kommission fest, dass die TP eine Strategie zur Beschrankung
des Wettbewerbs auf allen Stufen des Verfahrens fiir den Zugang der AB zu ihrem Netz betrieben
habe, d. h. wihrend der Verhandlungen tiber die Bedingungen des Zugangs zu diesem Netz, auf der
Stufe des Anschlusses der AB an dieses Netz und schliefllich auf der Stufe der Aktivierung der
Teilnehmeranschliisse. Diese  Strategie, die auf dem Vorleistungsmarkt fiir BSA- und
LLU-Breitbandanschliisse verfolgt worden sei, habe die Marktanteile der TP auf dem nachgelagerten
Markt, also dem Endkundenmarkt, auf dem die Telekommunikationsbetreiber ihren eigenen
Endkunden Dienste anbdten, schiitzen sollen (Erwdgungsgriinde 710 bis 712 des angefochtenen
Beschlusses).

Fir den Nachweis dieser Strategie stiitzte sich die Kommission insbesondere auf die bei den
Nachpriifungen am Sitz der TP vorgefundenen Unterlagen und auf die Stellungnahme der UKE zur
Antwort der TP auf die Mitteilung der Beschwerdepunkte. Aus diesen Unterlagen, die in den
Erwiagungsgriinden 148 bis 155 und 554 bis 556 des angefochtenen Beschlusses gepriift wurden, geht
hervor, dass die Mitglieder des Direktoriums der TP ein Projekt erstellt hatten, dessen Zweck es war,
die AB am Zugang zum Netz der TP zu hindern, ihnen die Erlangung von Informationen iiber die
Struktur dieses Netzes so weit wie moglich zu erschweren und auf diese Weise den
Endkundenbestand der TP so lange wie moglich zu erhalten. Auflerdem geht aus diesen Unterlagen
hervor, dass diese Strategie zum einen durch Verhaltensweisen verwirklicht werden sollte, die gegen
die AB gerichtet waren, und zum anderen durch Verhaltensweisen, die gegen die nationale
Regulierungsbehorde gerichtet waren, etwa die bewusste Weigerung, mit dieser Behorde
zusammenzuarbeiten, die erhebliche Verzogerung der Einreichung des BSA-Referenzangebots, obwohl
eine gesetzliche Verpflichtung zur Einreichung bestand (vgl. oben, Rn. 14), oder die Erhebung
verwaltungsgerichtlicher Klagen gegen siamtliche Entscheidungen dieser Behorde zur Umsetzung der
Referenzangebote.

Der angefochtene Beschluss gibt eine detaillierte Beschreibung der Verhaltensweisen, welche die TP
entwickelte, um ihre Strategie zu verwirklichen. Insgesamt wurden diese Verhaltensweisen von der
Kommission in fiinf Gruppen unterteilt, welche die fiinf Bestandteile des Missbrauchs einer
beherrschenden Stellung bilden: Erstens seien den AB unangemessene Bedingungen fiir den Zugang
zu den BSA- und LLU-Produkten vorgeschlagen worden, zweitens seien die Verhandlungen iiber den
Zugang zu den BSA- und LLU-Produkten verzogert worden, drittens sei der physische Zugang zum
Netz der TP beschrankt worden, viertens sei der Zugang zu den Teilnehmeranschliissen beschrankt
worden, und fiinftens sei die Bereitstellung verldsslicher und genauer allgemeiner Informationen, die
die AB fiir Entscheidungen im Zugangsbereich benétigt hitten, verweigert worden (vgl. oben, Rn. 28).
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Erstens fithrte die Kommission zu dem den AB unterbreiteten Vorschlag unangemessener
Bedingungen in den Vereinbarungen iiber den Zugang zu den BSA- und LLU-Produkten in den
Erwdgungsgriinden 165 bis 295 des angefochtenen Beschlusses aus, dass die TP nach der geltenden
Regelung verpflichtet gewesen sei, mit den AB, die bei ihr den Zugang zu ihrem BSA- oder LLU-Netz
beantragt hitten, Vertrdge tiber einen solchen Zugang zu Bedingungen zu schlief3en, die fiir die AB
nicht ungiinstiger als die in den BSA- und LLU-Referenzangeboten festgelegten
Mindestanforderungen gewesen seien (vgl. oben, Rn. 11 und 12). Trotz dieser Verpflichtung habe die
TP Standardvertrage vorgeschlagen, deren Bedingungen nicht den Mindestanforderungen in den
entsprechenden Referenzangeboten entsprochen hitten. Die Kommission ermittelte in den Vertrdgen
iiber den BSA-Zugang 18 Arten von Vertragsbedingungen, die von den Praktiken der TP beeinflusst
waren und die sie in drei Gruppen einteilte: erstens die fiir die AB giinstigen Bedingungen im
Referenzangebot, die in den von der TP vorgeschlagenen Vertrigen gestrichen worden seien, sodann
die Bedingungen im Referenzangebot, die in den von der TP vorgeschlagenen Vertragen zum Nachteil
der AB geidndert worden seien, und schliefllich die Bedingungen des Referenzangebots iiber die
Festsetzung bestimmter Fristen, die in den von der TP vorgeschlagenen Vertragen zum Nachteil der
AB gedndert worden seien. In Bezug auf die Vertrige tber den LLU-Zugang ermittelte die
Kommission zehn Arten von Vertragsbedingungen, die von den Praktiken der TP beeinflusst waren
und die sie in zwei Kategorien aufteilte: zum einen die fiir die AB giinstigen Bedingungen im
Referenzangebot, die in den von der TP vorgeschlagenen Vertrdgen gestrichen worden seien, und zum
anderen die Bedingungen im Referenzangebot, die in den von der TP vorgeschlagenen Vertrdgen zum
Nachteil der AB gedndert worden seien. In den Erwidgungsgriinden 714 bis 721 des angefochtenen
Beschlusses fiihrte die Kommission aus, dass die im Verwaltungsverfahren zusammengetragenen
Beweise bestitigten, dass die in den Referenzangeboten vorgesehenen Bedingungen von der TP
wiederholt und konsequent nicht beachtet worden seien. Zwar hétten die von der UKE im Jahr 2006
angenommenen Referenzangebote fiir den LLU-Zugang und die im Jahr 2008 angenommenen
Referenzangebote fiir den BSA-Zugang Standardvertrage umfasst, die die TP hétte verwenden konnen,
doch habe sie deren Verwendung erst nach der Unterzeichnung der Vereinbarung mit der UKE am
22. Oktober 2009 akzeptiert.

Zweitens ermittelte die Kommission in Bezug auf die Verzogerung der Verhandlungen {iiber die
Vereinbarungen iiber den Zugang zu den BSA- und LLU-Produkten, gestiitzt auf die Zeugenaussagen
der auf dem polnischen Markt titigen AB und die im Verwaltungsverfahren eingeholte Stellungnahme
der UKE, verschiedene Verzogerungstaktiken, welche die TP angewandt hatte, um den Abschluss von
Vertrdagen mit den AB innerhalb verniinftiger Fristen zu verhindern. Zunichst stellte die Kommission
fest, dass die TP in 70 % der Fille die gesetzliche Frist von 90 Kalendertagen fiir den obligatorischen
Abschluss von Vertrdgen mit den AB tiber den Zugang zu ihrem Netz nicht beachtet habe und dass
diese Verzogerungen in zahlreichen Fillen ein oder sogar zwei Jahre iiberschritten hdtten. Sodann
habe die TP wiederholt die gesetzliche Frist von drei Tagen fiir den Versand des Vertragsentwurfs
nicht beachtet und diese in zahlreichen Féllen um Dutzende oder sogar Hunderte von Tagen
tiberschritten (Erwédgungsgriinde 300 bis 314 des angefochtenen Beschlusses). Daneben stellte die
Kommission weitere Verzogerungspraktiken fest: So habe sich die TP bei den Verhandlungen
regelmiflig durch zum Vertragsschluss nicht erméichtigtes Personal vertreten lassen (Erwdgungsgriinde
315 bis 322 des angefochtenen Beschlusses) oder die Unterzeichnung der Vertrdage in
ungerechtfertigter Weise verzogert (Erwdgungsgriinde 323 bis 329 des angefochtenen Beschlusses).
SchliefSlich hétten diese Verzogerungstaktiken mehrere AB veranlasst, die Regulierungsbehorde in die
Verhandlungen einzuschalten oder ganz einfach ihre Pldne fiir einen Anschluss an das Netz der TP
aufzugeben (Erwagungsgriinde 300 und 305 des angefochtenen Beschlusses).

Drittens fiihrte die Kommission in Bezug auf die Beschriankung des physischen Zugangs zum Netz der
TP in den Erwédgungsgriinden 375 bis 399 des angefochtenen Beschlusses insbesondere aus, dass nach
der Unterzeichnung des Vertrags tiber den Zugang die AB bei der TP Antrige fiir den Anschluss an
die SAN fiir den BSA-Zugang gestellt und fiir den LLU-Zugang Auftriage fiir eine Kollokation oder
Verbindungskabel erteilt hétten. Die Auftrige der AB seien in formaler und technischer Hinsicht
tiberpriift worden. AnschliefSend habe die TP den AB die technischen Bedingungen mitgeteilt und
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eine Schitzung der Anschlusskosten tibermittelt. Nach der Annahme dieser Bedingungen habe der AB
auf dieser Grundlage ein technisches Projekt vorbereiten konnen, das erneut von der TP habe
genehmigt werden miissen (375. Erwdgungsgrund des angefochtenen Beschlusses).

Die Kommission nannte Beispiele wettbewerbswidriger Praktiken der TP in dieser Phase des
Anschlusses an ihr Netz und stiitzte sich dabei grofenteils auf die Zeugenaussagen der auf dem
polnischen Markt titigen AB, auf Protokolle der Nachpriifungen der UKE und auf die Entscheidungen
dieser Behorde. Die Kommission wies zunédchst darauf hin, dass die TP aus formalen oder technischen
Griinden zahlreiche Auftrédge fiir einen Zugang abgelehnt habe. In den Jahren 2006 bis 2009 seien 31 %
der Antriage auf einen BSA-Zugang und in der Zeit von 2006 bis 2008 44 % der Antrdge auf einen
LLU-Zugang abgelehnt worden. 2009 habe sich die Lage gebessert. In Bezug auf den LLU-Zugang
fihrte die Kommission auch die Félle an, in denen sich die AB trotz des positiven Ergebnisses der
technischen Prifung nicht an das Netz der TP angeschlossen hitten, weil vor allem die
Anschlusskosten von der TP zu hoch angesetzt worden seien (Erwdgungsgriinde 378 bis 392 und 749
bis 754 des angefochtenen Beschlusses). Sodann wies die Kommission auf erhebliche Verzégerungen
bei der Ausfithrung der Auftrige der AB hin, die sich sowohl auf die Herstellung und Anderung der
SAN als auch auf die Ausfithrung des LLU-Zugangs bezogen hitten. Nach den von der Kommission
angefiihrten Zeugenaussagen hitten diese Verzogerungen, die selbst im Fall sehr einfacher Arbeiten
von drei bis zu 13 Monaten hédtten reichen konnen, den AB eine normale Planung der Investitionen
unmoglich gemacht (Erwédgungsgriinde 393 bis 396 und 755 bis 758 des angefochtenen Beschlusses).
SchlieSlich habe die PTK, die auf den betreffenden Mairkten tétige Tochtergesellschaft der TP, nicht
die gleichen Probleme beim Zugang zum Netz ihrer Muttergesellschaft gehabt wie die anderen AB.
Dies bestitige, dass die Moglichkeit bestanden habe, einen schnelleren Anschluss an dieses Netz zu
gewihrleisten (Erwdgungsgriinde 397 bis 399 und 759 bis 761 des angefochtenen Beschlusses).

Viertens fiithrte die Kommission zur Beschriankung des Zugangs zu den Teilnehmeranschliissen in den
Erwidgungsgriinden 444 bis 510 des angefochtenen Beschlusses aus, dass die AB, nachdem sie an einen
SAN (beim BSA-Zugang) angeschlossen worden seien oder Zugang zu einem Kollokationsraum
erhalten oder ein Verbindungskabel installiert hétten (beim LLU-Zugang), grundsitzlich ihren eigenen
Kundenstamm hitten aufbauen konnen. Dazu hitten sie bei der TP einen Antrag auf Aktivierung des
Teilnehmeranschlusses stellen miissen, der von der TP in formlicher und technischer Hinsicht gepriift
worden sei (444. Erwdgungsgrund des angefochtenen Beschlusses).

Gestiitzt auf die Zeugenaussagen der AB, auf die bei den Nachpriifungen vorgefundenen Dokumente
und auf die Protokolle der Nachpriifungen der UKE, ermittelte die Kommission drei Arten von
Praktiken der TP zur Beschrinkung des Zugangs der AB zu den Teilnehmeranschliissen. Zunéchst
stellte sie fest, dass die TP eine grofle Zahl von Auftragen zur Aktivierung der Leitungen aus formalen
und technischen Griinden abgelehnt habe. Obwohl sich die Situation in bestimmten Zeitrdumen
gebessert habe, seien global zwischen 30 % und 50 % der Auftrage verschiedener AB mit Ausnahme der
PTK, der Tochtergesellschaft der TP, abgelehnt worden (Erwagungsgriinde 448 bis 467 des
angefochtenen Beschlusses). Sodann wies die Kommission auf das Problem einer geringen
Verfiigbarkeit von Teilnehmeranschliissen hin, was zum einen auf die Weigerung der TP, auf
WLR-Leitungen BSA-Dienste bereitzustellen, und zum anderen auf Verzogerungen bei der
Instandsetzung defekter Leitungen zuriickzufiihren gewesen sei. SchliefSlich sei es zu Verzogerungen
bei der Ausfithrung der Auftrige der AB gekommen (Erwdgungsgriinde 468 bis 473 des angefochtenen
Beschlusses). Diese Hindernisse seien fiir die AB teilweise besonders storend gewesen, da sie die
unmittelbaren Beziehungen zwischen den AB und den Endkunden insbesondere zu dem Zeitpunkt
des Aufbaus dieser Beziehungen beeintréichtigt héitten und auf diese Weise zu einer Schidigung des
Rufs der AB bei ihren Kunden hitten fithren konnen. Die Blockade des BSA-Zugangs auf den
WLR-Leitungen habe die AB umso mehr getroffen, als sie dadurch ihren bereits vorhandenen
Kunden, die Festnetz-Telefonieleistungen genutzt hitten, keine zusitzlichen Internetzugangsleistungen
hitten anbieten konnen (470. Erwdagungsgrund des angefochtenen Beschlusses).
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Was fiinftens die Verweigerung genauer und verlésslicher allgemeiner Informationen angeht, welche
die AB fiir ihre Entscheidungen iiber einen Zugang benétigten, fithrte die Kommission zunéchst aus,
dass die TP nach der geltenden Regelung verpflichtet gewesen sei, den AB diese Informationen zu
tibermitteln. Diese allgemeinen Informationen hitten sich auf zahlreiche technische Aspekte des
Netzes der TP bezogen. Auch stelle nach Aussage der AB der Besitz verldsslicher und vollstindiger
allgemeiner Angaben eine wesentliche Voraussetzung fiir die Aufnahme und die weitere Erbringung
von BSA- und LLU-Diensten an die Endkunden dar. Sodann habe die Verweigerung von
Informationen tber die Struktur des Netzes der TP eines der Schliisselelemente der Strategie der TP
dargestellt, mit dem der Wettbewerb auf allen Stufen des Verfahrens fiir den Zugang der AB zu ihrem
Netz habe beschriankt werden sollen (vgl. oben, Rn. 126). Schliefilich stellte die Kommission fest, dass
die Probleme des Zugangs zu verlédsslichen und genauen allgemeinen Angaben auf jeder Stufe des
Verfahrens fiir den Zugang zum Netz der TP aufgetreten seien. Insbesondere habe die TP in der
ersten Phase des Zuwiderhandlungszeitraums keine Definition der allgemeinen Informationen in die
Vertrage mit den AB aufgenommen und spiter in ihren Vertrigen eine Definition verwendet, die
nicht derjenigen des Referenzangebots entsprochen habe (Erwédgungsgriinde 511 bis 516 und Fn. 828
des angefochtenen Beschlusses).

Die Kommission beschrieb eingehend, wie die TP die AB am Zugang zu den allgemeinen
Informationen tiber ihr Netz gehindert habe. Dazu fiihrte sie unter Berufung auf zahlreiche
Zeugenaussagen der AB und bei den Nachpriifungen vorgefundene Unterlagen zunichst aus, dass die
Qualitdt der Informationen, welche die TP den AB iiber ihr Netz geliefert habe, schlecht gewesen sei.
Die Informationen seien oft unrichtig und/oder unvollstindig gewesen und hétten nicht den Klauseln
in den Referenzangeboten und den zwischen den TP und den AB geschlossenen Vertrigen
entsprochen (Erwédgungsgriinde 517 bis 528 des angefochtenen Beschlusses). Anschlieflend fiithrte die
Kommission Félle an, in denen die TP den AB allgemeine Informationen in einem Format tibermittelt
habe, das sie unverwendbar gemacht habe (Erwdgungsgriinde 529 und 530 des angefochtenen
Beschlusses). Auflerdem sei die TP ihrer Verpflichtung aus den mafigeblichen Referenzangeboten nicht
nachgekommen, den AB eine IT-Schnittstelle zur Verfiigung zu stellen, die den Zugang zu den
Datenbanken mit allgemeinen Informationen ermdglicht und noch andere Funktionen fiir die
Kommunikation zwischen den AB und der TP geboten hitte. Diese Schnittstelle sei erst im April
2010 einsatzbereit gewesen (Erwdgungsgriinde 531 bis 534 des angefochtenen Beschlusses). SchliefSlich
fihrte die Kommission aus, dass es technische Losungen gegeben habe, die den Zugang zu genaueren
und verldsslicheren allgemeinen Angaben ermdglicht hitten, und dass die PTK, die Tochtergesellschaft
der TP, einen solchen Zugang erhalten habe (Erwédgungsgriinde 535 bis 541 des angefochtenen
Beschlusses).

Im 713. Erwiagungsgrund des angefochtenen Beschlusses fithrte die Kommission aus, dass die oben in
den Rn. 128 bis 135 beschriebenen Praktiken der TP eine kumulierte Wirkung auf die AB gehabt
hitten, die auf jeder Stufe des Verfahrens fiir den Zugang zu den Vorleistungsprodukten der TP auf
Hindernisse gestoflen seien. Obwohl jedes der von der TP bewirkten Hindernisse, fiir sich genommen,
nicht als sehr storend erschienen sei, hitten die Behinderungen zusammen eine missbrauchliche
Verhaltensweise dargestellt, deren Zweck darin bestanden habe, den AB den Zugang zum
Vorleistungsmarkt fiir den Breitbandanschluss zu versperren. Im Ergebnis stufte die Kommission den
Missbrauch einer beherrschenden Stellung durch die Kldgerin als einzige und andauernde
Zuwiderhandlung ein (Art. 1 des angefochtenen Beschlusses).

Die Frage der unterschiedlichen Dauer und der unterschiedlichen Intensitdt der Verhaltensweisen der
TP wird in den Erwédgungsgriinden 903 und 907 behandelt, die zu dem Teil des angefochtenen
Beschlusses gehoren, der die Bemessung der GeldbufSe betrifft.

So befasste sich die Kommission im 903. Erwdgungsgrund des angefochtenen Beschlusses mit dem von
der TP im Verwaltungsverfahren angefiihrten Argument, dass bei der Beurteilung der Art der
Zuwiderhandlung zu beriicksichtigen sei, dass bestimmte der TP zur Last gelegte Praktiken von
kiirzerer Dauer gewesen seien als die Dauer der Zuwiderhandlung insgesamt. Dieses Vorbringen

22 ECLILLEU:T:2015:1002



139

140

141

URTEIL VOM 17. 12. 2015 — RECHTSSACHE T-486/11
ORANGE POLSKA / KOMMISSION

wurde auf einen Vergleich der der TP zur Last gelegten Zuwiderhandlung mit der in der Entscheidung
K (2009) 3726 endg. der Kommission vom 13. Mai 2009 in einem Verfahren der Anwendung von
Art. 82 [EG] und Art. 54 des EWR-Abkommens (Sache COMP/C-3/37.990 — Intel) in Rede stehenden
Zuwiderhandlung gestiitzt, insbesondere mit den Ausfiihrungen der Kommission dort, wonach bei der
Feststellung der Schwere der von Intel begangenen Zuwiderhandlung zu beriicksichtigen gewesen sei,
dass sich die missbrauchlichen Verhaltensweisen dieses Unternehmens auf die Zeit von 2002 bis 2005
konzentriert hatten und dass nach 2005 bis zur Beendigung der Zuwiderhandlung im Dezember 2007
nur noch zwei einzelne Missbriauche hitten festgestellt werden konnen (vgl. 1785. Erwdgungsgrund der
Intel-Entscheidung). Hierauf entgegnete die Kommission im 903. Erwédgungsgrund des angefochtenen
Beschlusses: ,In diesem Zusammenhang [war] zu bemerken, dass die missbrauchlichen Praktiken,
auch wenn sich die Intensitit des Verhaltens der TP von Zeit zu Zeit dndert[e], im gesamten
Zuwiderhandlungszeitraum beobachtet [wurden].

Im 907. Erwagungsgrund des angefochtenen Beschlusses fithrte die Kommission aus, dass sie bei der
Prifung der Schwere der Zuwiderhandlung beriicksichtigt habe, dass nicht alle Bestandteile der
missbrauchlichen Verhaltensweise der TP im selben Zeitpunkt verwirklicht worden seien. Dies sei
eine logische Konsequenz dessen, dass das Verfahren fiir die Gewidhrung des Zugangs zu den
Vorleistungsprodukten des historischen Betreibers fiir den Breitband-Internetanschluss zeitlich
mehrere unterschiedliche und aufeinanderfolgende Phasen umfasst habe. Die Kommission beschrieb
diese Phasen zusammenfassend in Fn. 1258 des angefochtenen Beschlusses dahin, dass zunéchst die
Phase der Vertragsverhandlungen iiber die Bedingungen des Anschlusses an das Netz komme, dann
die Phase der Gewihrung des physischen Zugangs zum Netz und schliefllich die Phase der
Aktivierung der Teilnehmeranschliisse und der Ubermittlung allgemeiner Informationen. So kénne
beispielsweise ein AB vor der Unterzeichnung des Vertrags tiber die Bedingungen des Anschlusses an
das Netz der TP keine Probleme mit dem physischen Anschluss an dieses Netz gehabt haben. Ebenso
hitten die Probleme der AB in der Phase der Gewédhrung des physischen Anschlusses an das Netz der
TP oder in der Phase der Aktivierung der Teilnehmeranschliisse erst nach Beendigung langer
Vertragsverhandlungen iiber die Anschlussbedingungen auftreten konnen. Ferner sei sowohl vor als
auch nach der Unterzeichnung dieser Vertrige die Entwicklung der Geschiftsstrategien der AB durch
die schlechte Qualitdt und die Unvollstindigkeit der allgemeinen Informationen iiber das Netz der TP,
welche diese hitte zur Verfiigung stellen miissen, beeintrachtigt worden.

In der miindlichen Verhandlung hat die Klagerin auf eine Frage des Gerichts die Tragweite ihres
Vorbringens erldutert. Sie hat zu dem oben in Rn. 117 wiedergegebenen Argument ausgefiihrt, dass der
907. Erwidgungsgrund des angefochtenen Beschlusses nur den Umstand widerspiegele, dass die
Kommission dem Charakter der Zuwiderhandlung, die durch eine Aufeinanderfolge von Handlungen
gekennzeichnet sei, Rechnung getragen habe. Dieser Erwigungsgrund erlaube indessen nicht den
Schluss, dass die Kommission die unterschiedliche Intensitit und Dauer der Verhaltensweisen
beriicksichtigt habe, welche die TP in jeder Phase des Verfahrens fiir die Gewahrung des Anschlusses
an ihr Netz an den Tag gelegt habe. Deshalb riige die Klagerin mit den oben in den Rn. 120 bis 123
zusammengefassten Argumenten Fehler, welche die Kommission bei der Berechnung der Dauer und
der Intensitdt dieser Verhaltensweisen begangen habe. Die Priifung dieser detaillierten Argumente
werde eine zutreffende Beurteilung der Schwere der von der TP begangenen Zuwiderhandlung moglich
machen.

Insoweit geht aus dem 907. Erwidgungsgrund des angefochtenen Beschlusses in Verbindung mit
Fn. 1258 hervor, dass die Kommission bei der Beurteilung der Schwere des der TP zur Last gelegten
Missbrauchs einer beherrschenden Stellung die unterschiedliche Dauer und Intensitit der
verschiedenen von der TP an den Tag gelegten Verhaltensweisen durchaus beriicksichtigt hat, die
zusammen die Bestandteile dieses Missbrauchs darstellen. Die Kommission hat ndmlich ausdriicklich
festgestellt, dass die Bestandteile des missbrauchlichen Verhaltens der TP nicht alle zur gleichen Zeit
verwirklicht gewesen seien.
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Dieses Ergebnis wird durch die Priifung des angefochtenen Beschlusses insgesamt bestétigt. In diesem
Beschluss wies die Kommission ndmlich mehrfach darauf hin, dass sich das Verhalten der TP punktuell
gebessert habe, und nannte die Zeitraume — die kiirzer als der Zuwiderhandlungszeitraum waren —, in
denen die TP besondere Verhaltensweisen an den Tag gelegt habe (vgl. insbesondere die
Erwégungsgriinde 383, 409, 437, 450, 462, 508, 510 und 515 des angefochtenen Beschlusses).

Ferner kann entgegen dem Vorbringen der Kldgerin in der Klageschrift der 903. Erwdgungsgrund des
angefochtenen Beschlusses nicht dahin ausgelegt werden, dass sich die Kommission geweigert habe, zu
beriicksichtigen, dass die Dauer der verschiedenen Bestandteile der von der TP begangenen
Zuwiderhandlung und deren Intensitit im Laufe der Zeit unterschiedlich gewesen seien. In diesem
Erwdgungsgrund hat sich die Kommission ndmlich auf die Feststellung beschriankt, dass ein
erheblicher Unterschied zwischen den Umstinden der Zuwiderhandlung, die der TP zur Last gelegt
werde, und den Umstinden der Intel zur Last gelegten Zuwiderhandlung bestehe. Das die
Zuwiderhandlung begriindende Verhalten der TP habe trotz seiner unterschiedlichen Auspriagungen
angedauert und sich tiber den gesamten Zuwiderhandlungszeitraum erstreckt, wihrend sich die Intel
zur Last gelegte Zuwiderhandlung stark auf einen bestimmten Zeitraum konzentriert habe, der
wesentlich kiirzer als der gesamte Zuwiderhandlungszeitraum gewesen sei.

Nach alledem kann nicht behauptet werden, dass sich die Kommission bei der Beurteilung der Schwere
der von der TP begangenen Zuwiderhandlung geweigert habe, den Umstand zu beriicksichtigen, dass
die Dauer der verschiedenen Bestandteile der von der TP begangenen Zuwiderhandlung und deren
Intensitdt im Laufe der Zeit unterschiedlich waren.

Ferner erlaubt die nachfolgende Priifung der Begriindetheit des detaillierten Vorbringens der Kldgerin
nicht den Schluss, dass die Kommission bei ihrer Entscheidung tiber die Schwere der von der TP
begangenen Zuwiderhandlung einen Rechts- und Beurteilungsfehler begangen hat.

Hierzu ist vorweg festzustellen, dass die Kldgerin mit diesem Vorbringen weder die Zuwiderhandlung
als solche noch deren im angefochtenen Beschluss festgestellte Dauer, ndmlich vom 3. August 2005
bis zum 22. Oktober 2009, bestreitet. Sie stellt auch nicht die Qualifizierung des der TP zur Last
gelegten Missbrauchs einer beherrschenden Stellung als einzige und andauernde Zuwiderhandlung
und das Vorliegen der Strategie zur Beschrinkung des Wettbewerbs auf allen Stufen des Verfahrens
fiir den Anschluss an ihr Netz in Frage.

Auflerdem ist das Vorbringen der Klagerin, dass der Kommission ein Rechtsfehler unterlaufen sei,
soweit sie festgestellt habe, dass die verschiedenen Bestandteile der Zuwiderhandlung, die der TP zur
Last gelegt werde, die gleiche Dauer wie der Zuwiderhandlungszeitraum gehabt hatten,
zuriickzuweisen, da es auf einer offenkundig falschen Auslegung des angefochtenen Beschlusses
beruht. Dieses Vorbringen wird durch die Ausfithrungen der Kommission in den Erwédgungsgriinden
des angefochtenen Beschlusses, die oben in den Rn. 138, 139 und 142 wiedergegeben sind, widerlegt.

Erstens ist zum Vorschlag nachteiliger Bedingungen fiir die AB in den Vertrdgen {iber den BSA- und
LLU-Zugang zum Netz der TP zundchst festzustellen, dass sich das Vorbringen der Klédgerin in ihren
Schriftsatzen auf mehr als 30 Vertragsbedingungen bezieht, die in den Vertrigen der TP iiber den
BSA- und LLU-Zugang zum Netz der TP gedndert oder aufgehoben wurden. Die Klidgerin hat eine
genaue Berechnung der Zeitriume vorgelegt, wihrend deren diese Bedingungen von Anderungen
betroffen gewesen oder aufgehoben worden seien. In Anbetracht der Komplexitit der Vertrage iiber
den Zugang zu den Breitband-Vorleistungsprodukten, der Schwere und der nachteiligen
Auswirkungen des Vorschlags unangemessener Bedingungen in den Vertrigen der TP miissen diese
Bedingungen insgesamt und nicht jede fiir sich getrennt beurteilt werden.

Sodann ist festzustellen, dass die Kldgerin mit ihrem Vorbringen nur einrdaumt, dass die TP den AB

von Mai 2006 bzw. Juni 2006 bis Ende 2008 bzw. Februar 2009 Vertrdge vorgeschlagen hat, die nicht
den zahlreichen Bedingungen der BSA- und LLU-Referenzangebote entsprachen. Der Umstand, dass
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diese Praktik nach dem Beginn des Zuwiderhandlungszeitraums begonnen und vor dessen Ende
beendet wurde, vermag die Schwere der Zuwiderhandlung der TP nicht zu mindern. Auch wenn die
Klagerin geltend macht, dass die Bedingungen des BSA-Referenzangebots erst ab Mai 2006 nicht
beachtet worden seien, bestreitet sie namlich nicht, dass die Annahme dieses Referenzangebots um
mehrere Monate verzogert wurde, weil sie sich unter Verstof3 gegen ihre Verpflichtungen aus den
Regulierungsbestimmungen geweigert hatte, der UKE einen Entwurf des Referenzangebots vorzulegen,
(vgl. oben, Rn. 14 und 126). Beziiglich der Beendigung dieses Bestandteils der Zuwiderhandlung fiihrt
die Kommission zutreffend aus, der Umstand, dass die TP aufgehort habe, unangemessene
Bedingungen in ihren Vertrdgen vorzuschlagen, bedeute nicht, dass sie solche Bedingungen in den
geltenden Vertragen gestrichen habe. Die unangemessenen Bedingungen konnten daher weiterhin
zum Nachteil der AB angewandt werden.

Schliefllich kann bei der Priifung dieses Bestandteils der Zuwiderhandlung nicht von Umstdnden
abgesehen werden, welche die Kldgerin nicht bestritten hat, dass namlich die TP in der Anfangsphase
des Zuwiderhandlungszeitraums, auf der Stufe der Verhandlungen iiber die Vertrige mit den AB,
Praktiken angewandt hat, deren Zweck es war, die AB vom Zugang zum Netz der TP abzuhalten.
Dabei handelte es sich insbesondere um verschiedene Verzogerungstaktiken, durch die die
Vertragsverhandlungen hinausgeschoben werden sollten, und eine Strategie, die es den AB so schwer
wie moglich machen sollte, allgemeine Informationen iiber das Netz der TP zu erlangen. Diese
Feststellung stiitzt die Schlussfolgerung der Kommission, dass der den AB belassene
Verhandlungsspielraum sehr eng gewesen sei, da die AB auf diese Weise entweder die von der TP
vorgeschlagenen Bedingungen hidtten akzeptieren miissen, obwohl diese im Widerspruch zu den
Bestimmungen der mafSgeblichen Referenzangebote gestanden hitten, oder Verfahren bei der UKE
hiatten einleiten miissen, um die TP zu zwingen, ihre Verpflichtungen aus den
Regulierungsbestimmungen einzuhalten, oder aber auf den Eintritt in den Markt hdtten verzichten
miissen (Erwdgungsgriinde 305, 314 und 716 des angefochtenen Beschlusses).

Zweitens ist in Bezug auf die Beschriankung des physischen Zugangs zum Netz der TP zunichst
festzustellen, dass eine kiirzere Dauer einiger von der TP angewandter Praktiken als die des
Zuwiderhandlungszeitraums oder die Abschwichung dieser Praktiken im Laufe dieser Zeit nicht
beweisen, dass die Zuwiderhandlung weniger schwer war und die gegen die TP verhdngte Geldbufle
unverhaltnisméflig ist. Wie die Kommission ausgefithrt hat, haben nédmlich die verschiedenen
Praktiken, welche die TP in den aufeinanderfolgenden Phasen des Verfahrens fiir den Zugang zu
ihrem Netz anwandte, einander erginzt. Was im Ubrigen die Ablehnung von Auftrigen der AB aus
technischen oder formalen Griinden angeht, hat die Kommission insbesondere in den
Erwéagungsgriinden 383 und 409 des angefochtenen Beschlusses ausdriicklich eingerdaumt, dass sich
die Situation gebessert habe. Das Vorbringen der Klégerin ldsst nicht die Annahme zu, dass die
Kommission diese Verbesserung bei der Bemessung der Geldbufle nicht beriicksichtigt hat. Sodann
betraf entgegen dem Vorbringen der Klagerin das Problem des zu hohen Ansatzes der
Investitionskosten fiir den LLU-Zugang keinen Einzelfall. Dieses Problem wurde namlich von zwei AB
gemeldet und von der UKE im Protokoll einer im Jahr 2008 vorgenommenen Kontrolle aufgedeckt. Die
Kommission macht dazu noch geltend, dass die drei angefithrten Beispiele von signifikanter Bedeutung
seien und nicht als iibertrieben betrachtet werden konnten, da zu dieser Zeit (im Jahr 2008) nur wenige
Betreiber {iber den LLU-Zugang verfiigt hétten. Schliefllich belegen entgegen der Ansicht der Klagerin
die von der Kommission zusammengetragenen Beweise, insbesondere das Protokoll einer von der UKE
im Oktober 2007 durchgefithrten Nachpriiffung und die Erklirungen der AB, rechtlich hinreichend,
dass die TP die Ausfithrung der Auftrige zur Herstellung oder Anderung der SAN verzdgert hat.

Drittens bestreitet die Klédgerin, was den beschriankten Zugang zu den Teilnehmeranschliissen angeht,
nicht das Vorbringen der Kommission, dass die Auftrdge aus formalen und technischen Griinden
abgelehnt worden seien. Sie verweist nur darauf, dass die Probleme der Verfiigbarkeit von
WLR-Leitungen fiir den BSA-Zugang erst im Oktober 2007 gelost gewesen seien und dass die
Probleme im Zusammenhang mit den Verzogerungen bei der Ausfithrung der Auftrige fiir BSA- und
LLU-Zuginge erst 2007 bzw. Anfang 2008 aufgetreten seien. Zum einen beriihrt dies nicht die
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Schlussfolgerung der Kommission, dass die TP Praktiken zur Beschrinkung des Zugangs der AB zu
den Teilnehmeranschliissen angewandt habe, und dass diese Praktiken fiir die AB besonders storend
gewesen seien, da sie ihre unmittelbaren Beziehungen zu den Endkunden beeintrichtigt hitten. Zum
anderen hat die Kommission insbesondere in den Erwédgungsgriinden 508 und 510 des angefochtenen
Beschlusses ausdriicklich eingerdumt, dass die von der Klidgerin angefiihrten Bestandteile der
Zuwiderhandlung zeitlich begrenzt gewesen seien, und nichts erlaubt die Annahme, dass die
Kommission dies bei der Bemessung der Geldbufle nicht beriicksichtigt hat.

Viertens kann das Vorbringen der Klégerin zur Weigerung, den AB genaue und verléssliche allgemeine
Informationen zur Verfiigung zu stellen, nicht die Uberzeugung begriinden, dass die Kommission bei
der Festsetzung der gegen die TP verhingten Geldbufle die Schwere der Zuwiderhandlung iibertrieben
hat.

Zunichst bestreitet die Kldgerin nicht die Feststellungen im angefochtenen Beschluss, wonach es
technisch moglich gewesen wire, den Zugang zu genaueren und verldsslicheren allgemeinen
Informationen zu gewihrleisten, und die PTK, die Tochtergesellschaft der TP, {iber einen solchen
Zugang verfigt habe. Auch bestreitet die Klégerin nicht, dass die Qualitit der allgemeinen
Informationen in der ersten Phase des Zuwiderhandlungszeitraums, also wéhrend der Jahre 2005
und 2006, am schlechtesten gewesen sei. Genau zu dieser Zeit war diese Praktik in Verbindung mit
den von der TP wihrend der Verhandlungen mit den AB angewandten Verzogerungstaktiken fiir die
AB am schadlichsten, da sie die TP daran hinderte, ihre Geschéftsstrategien zu planen und
umzusetzen. Trotz der Verbesserung der Qualitit der allgemeinen Informationen, die im Ubrigen von
der Kommission anerkannt wurde (528. Erwdgungsgrund des angefochtenen Beschlusses), werden im
angefochtenen Beschluss, belegt durch die Erklirungen der AB, Fille der Ubermittlung falscher oder
widerspriichlicher allgemeiner Informationen aufgefithrt, und zwar noch in den Jahren 2008 und 20009.
Desgleichen dauerten trotz der von der TP ergriffenen Mafinahmen die Probleme der
Zurverfiigungstellung der IT- Schnittstelle, die den Zugang zu den Datenbanken mit den allgemeinen
Informationen erlaubte, bis 2010 an. SchliefSlich iibertrieb die Kommission entgegen der Ansicht der
Klagerin nicht die Dimension der Probleme in Bezug auf das Datenformat. Zum einen erklérte sie
nédmlich, dass diese Probleme ,mitunter” aufgetreten seien (529. Erwédgungsgrund des angefochtenen
Beschlusses), und zum anderen veranschaulichen diese Probleme im Zusammenhang mit der
schlechten allgemeinen Qualitdt der von der TP tibermittelten Informationen die allgemeine Haltung
der TP gegeniiber den AB.

Auflerdem erkannte die Kommission im angefochtenen Beschluss an, dass die TP Mafinahmen
ergriffen hatte, durch die insbesondere im Laufe des Jahres 2009 die Qualitit dieser Informationen
verbessert werden konnte. Nichts ldsst die Annahme zu, dass diese Verbesserung bei der Bemessung
der Geldbufle nicht beriicksichtigt worden ist.

Nach alledem stellt das Gericht fest, dass die Antwort der Kommission in den Erwagungsgriinden 903
und 907 des angefochtenen Beschlusses auf das — im Wesentlichen von der Klagerin im Rahmen des
vorliegenden Teils des Klagegrundes wiederholte — Vorbringen der TP zur unterschiedlichen Dauer
und Intensitdt bestimmter Praktiken, die diese unter Verletzung der Regulierungsbestimmungen
angewandt hatte und die von der Kommission zu einem sich aus fiinf Bestandteilen
zusammensetzenden Missbrauch einer beherrschenden Stellung zusammengefasst wurden, frei von
Rechts- und Beurteilungsfehlern ist. Entgegen der Ansicht der Kldgerin kann die Art, in der die
Kommission die unterschiedliche Dauer und Intensitéit der wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen, die
der Klagerin zur Last gelegt werden, beriicksichtigt hat, nicht als Verstofs gegen den Grundsatz der
Verhiltnismafligkeit angesehen werden.
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Folglich ist der erste Teil des vorliegenden Klagegrundes zuriickzuweisen.

— Zum zweiten Teil, mit dem geriigt wird, dass der Kommission bei ihren Schlussfolgerungen zum
Einfluss der Zuwiderhandlung auf die relevanten Mirkte Fehler unterlaufen seien

Zum zweiten Teil macht die Kldgerin, unterstiitzt durch die PIIT, geltend, dass die Kommission sich
bei ihrer Beurteilung der Art und Schwere der Zuwiderhandlung insbesondere auf die Feststellung
gestiitzt habe, dass das Verhalten der TP tatsichliche Auswirkungen auf die relevanten Mirkte gehabt
habe. Nach der Rechtsprechung, insbesondere dem Urteii vom 8. September 2010,
Deltafina/Kommission (T-29/05, Slg, EU:T:2010:355, Rn. 248), miisse die Kommission in einem
solchen Fall konkrete, glaubwiirdige und hinreichende Indizien vorlegen, auf deren Grundlage der
tatsdchliche Einfluss, den die Zuwiderhandlung auf den Wettbewerb auf dem betreffenden Markt
moglicherweise gehabt habe, beurteilt werden konne. Im angefochtenen Beschluss habe sich die
Kommission jedoch, anstatt die tatsachlichen Auswirkungen des Verhaltens der TP auf den Markt zu
priifen, mit einer Priifung der wahrscheinlichen Auswirkungen dieses Verhaltens begniigt.

Des Weiteren machen die Klagerin und die PIIT geltend, dass die Bewertung der wahrscheinlichen
Auswirkungen des Verhaltens der TP auf die relevanten Mirkte falsch sei. Die Schlussfolgerungen der
Kommission seien tibertrieben und beriicksichtigten nicht wichtige Faktoren fiir die Bewertung des
Einflusses, den das Verhalten der Kldgerin gehabt habe.

Die Kommission bestreitet zum einen, dass sie sich bei ihrer Beurteilung der Schwere der
Zuwiderhandlung auf die Feststellung gestiitzt habe, dass die Praktiken der TP einen konkreten
schddlichen Einfluss auf die relevanten Mirkte gehabt hitten. Zum anderen tritt sie dem Vorbringen
der Klagerin und der PIIT entgegen, wonach sie bei der Beurteilung der wahrscheinlichen
Auswirkungen der Zuwiderhandlung Fehler begangen habe. Sie beantragt daher, den zweiten Teil des
vorliegenden Klagegrundes zuriickzuweisen.

Dazu ist erstens festzustellen, dass das Vorbringen der Klagerin auf der Préamisse beruht, dass die in
dem Urteil Deltafina/Kommission (oben in Rn. 158 angefithrt, EU:T:2010:355, Rn. 248) im
Zusammenhang mit der Anwendung der Leitlinien fiir das Verfahren zur Festsetzung von Geldbufen,
die gemafd Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 und gemafd Artikel 65 Absatz 5 [KS] festgesetzt
werden (ABL. 1998, C 9, S. 3, im Folgenden: Leitlinien von 1998) aufgestellte Regel auf die Leitlinien
von 2006 tbertragbar ist.

Nach Abschnitt 1.A der Leitlinien von 1998 musste die Kommission bei der Ermittlung der Schwere
eines Verstofles seine ,Art und die konkreten Auswirkungen auf den Markt, sofern diese messbar
sind, sowie de[n] Umfang des betreffenden rdumlichen Marktes ... beriicksichtigen®. Im Urteil
Deltafina/Kommission (oben in Rn. 158 angefiihrt, EU:T:2010:355, Rn. 248), aber auch im Urteil Prym
und Prym Consumer/Kommission (oben in Rn. 65 angefiihrt, EU:C:2009:505, Rn. 81 und 82) hat der
Unionsrichter entschieden, dass der konkrete Einfluss der Zuwiderhandlung auf den relevanten Markt
grundsitzlich nur ein fakultatives Element fiir die Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlung
darstellt, das es der Kommission gegebenenfalls erméglicht, den Ausgangsbetrag der Geldbufle iiber
den Mindestbetrag hinaus zu erhohen. Wenn es die Kommission jedoch fiir angebracht halt, fiir die
Berechnung der Geldbufle dieses fakultative Element zu beriicksichtigen, kann sie sich nicht auf eine
blofle Vermutung beschrinken, sondern muss konkrete, glaubhafte und ausreichende Indizien
beibringen, die ihr erlauben, die tatsichlichen Auswirkungen, die die Zuwiderhandlung auf den
Wettbewerb auf dem genannten Markt haben konnte, zu beurteilen.

Die Leitlinien von 2006, die die Kommission fiir die Bemessung der im vorliegenden Fall verhéngten
Geldbufle angewandt hat, sehen nicht die Beriicksichtigung der ,konkreten Auswirkungen auf den
Markt, sofern diese messbar sind®, bei der Beurteilung der Schwere einer Zuwiderhandlung vor. Nach
Nr. 22 der Leitlinien von 2006 beriicksichtigt die Kommission, wenn sie die genaue Hohe des Anteils
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am Umsatz, der sich nach der Schwere des Verstofles richtet, innerhalb einer Bandbreite von bis zu
30 % des Umsatzes bestimmt, ndmlich mehrere Umstédnde, u. a. die Art der Zuwiderhandlung, den
kumulierten ~Marktanteil samtlicher beteiligter Unternehmen, den Umfang des von der
Zuwiderhandlung betroffenen rdumlichen Marktes und die etwaige Umsetzung der Zuwiderhandlung
in der Praxis. Daraus folgt, dass die Kommission im Allgemeinen nicht verpflichtet ist, die konkreten
Auswirkungen der Zuwiderhandlung auf den Markt zu beriicksichtigen, wenn sie den Anteil am
Umsatz, der sich nach der Schwere des VerstofSes richtet, bestimmt. Die Liste der in Nr. 22 der
Leitlinien aufgefithrten Faktoren ist jedoch nicht erschopfend, so dass die Kommission, wenn sie es
fiir angebracht hilt, den konkreten Einfluss der Zuwiderhandlung auf den Markt beriicksichtigen
kann, um diesen Anteil zu erhohen. In einem solchen Fall ist davon auszugehen, dass die in der
vorhergehenden Randnummer angefiihrte Rechtsprechung auch in Bezug auf die Leitlinien von 2006
anwendbar ist, so dass die Kommission konkrete, glaubhafte und ausreichende Indizien beibringen
muss, die ihr erlauben, die tatsdchlichen Auswirkungen zu beurteilen, die die Zuwiderhandlung auf
den Wettbewerb auf dem genannten Markt haben konnte.

Zweitens ist festzustellen, dass der vorliegende Teil des ersten Klagegrundes zwei Gruppen von
Argumenten enthélt, von denen die erste sich auf einen Begriindungsmangel bezieht. Mit diesen
Argumenten machen die Klagerin und die PIIT namlich geltend, dass die Kommission sich bei ihrer
Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlung auf die tatsichlichen schéddlichen Auswirkungen
gestiitzt habe, welche die der TP zur Last gelegte Zuwiderhandlung auf den Wettbewerb und die
Verbraucher gehabt habe. Nach ihrer Ansicht hat sich die Kommission im angefochtenen Beschluss
damit begniigt, die wahrscheinlichen Auswirkungen dieser Zuwiderhandlung zu priifen, und daher in
Anbetracht des Urteils Deltafina/Kommission (oben in Rn. 158 angefiihrt, EU:T:2010:355, Rn. 248)
keine ausreichende Begriindung fiir das Vorliegen der tatsichlichen Auswirkungen der
Zuwiderhandlung gegeben. Mit den in der zweiten Gruppe zusammengefassten Argumenten suchen
die Klagerin und die PIIT darzutun, dass die Kommission bei der Beurteilung der wahrscheinlichen
Auswirkungen der Zuwiderhandlung Fehler begangen habe.

Erstens ist in Bezug auf die Argumente der ersten Gruppe darauf hinzuweisen, dass das in Art. 296
AEUV aufgestellte Erfordernis der Begriindung der Rechtsakte der Unionsorgane nach den
Umstédnden des Einzelfalls zu beurteilen ist, insbesondere nach dem Inhalt des Rechtsakts, nach der
Art der angefiihrten Griinde und nach dem Interesse, das die Adressaten des Rechtsakts oder andere
von diesem unmittelbar und individuell betroffene Personen an Erlduterungen haben koénnen (Urteil
vom 25. Juni 2014, Nexans und Nexans France/Kommission, C-37/13 P, Slg, EU:C:2014:2030, Rn. 31
und 32).

Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass sich die Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlung
durch die Kommission in den Erwagungsgriinden 899 bis 908 des angefochtenen Beschlusses in vier
Teile gliedert, von denen die ersten drei die Art der Zuwiderhandlung, die Marktanteile und den
rdumlichen Umfang der Zuwiderhandlung betreffen und der vierte eine Zusammenfassung ist. Im 906.
Erwédgungsgrund des angefochtenen Beschlusses, der Teil dieser Zusammenfassung ist, fithrte die
Kommission aus, dass sie bei der Bestimmung des Anteils am Umsatz, der fiir die Festsetzung des
Grundbetrags der Geldbufle zugrunde zu legen sei, insbesondere die Art der Zuwiderhandlung, ihren
rdumlichen Umfang, die Marktanteile und den Umstand beriicksichtigt habe, dass diese
Zuwiderhandlung umgesetzt worden sei.

Die von der Klagerin beanstandete Passage findet sich im 902. Erwdgungsgrund des angefochtenen
Beschlusses, der zu dem Teil gehort, welcher die Beurteilung der Art der Zuwiderhandlung betrifft. In
diesem Teil fithrte die Kommission zundchst aus, dass ein Missbrauch einer beherrschenden Stellung
in Form der Verweigerung einer Dienstleistung, wie sie der TP zur Last gelegt werde, mehrfach
sowohl von ihr selbst als auch von den Unionsgerichten verurteilt worden sei (899. Erwagungsgrund
des angefochtenen Beschlusses). Die in Rede stehenden Produktmirkte seien von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung und spielten eine herausragende Rolle bei der Errichtung der
Informationsgesellschaft, da von den Breitbandanschliissen die Erbringung verschiedener digitaler
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Dienstleistungen fiir die Endkunden abhdnge (900. Erwagungsgrund). Die Kommission beriicksichtigte
auch den Umstand, dass die TP der einzige Eigentiimer des nationalen Telekommunikationsnetzes war
und daher die AB, die Dienstleistungen auf der Grundlage der DSL-Technologie erbringen wollten,
vollig von ihr abhdngig waren (901. Erwagungsgrund).

Im 902. Erwagungsgrund stellte die Kommission schliefSlich fest:

»Ebenso zahlt, wie in [Abschnitt] VIII.1 beschrieben ist, das Verhalten der TP zu den missbrauchlichen
Verhaltensweisen, deren Zweck es ist, den Wettbewerb auf dem Endkundenmarkt zu beseitigen oder
zumindest den Eintritt neuer Unternehmen oder die Entwicklung dieses Marktes zu verzogern.
Zudem war der TP, wie in Erwédgungsgrund 892 ausgefithrt worden ist, bewusst, dass ihr Verhalten
rechtswidrig war. Dies hat einen nachteiligen Einfluss auf den Wettbewerb und die Verbraucher, die
sich einer Erhéhung der Preise und einer Beschriankung der Auswahl und der Zahl der Neuerungen
unter den Produkten gegeniibersehen.”

Die Begriindung der Kommission in den Erwigungsgriinden 899 bis 906 des angefochtenen
Beschlusses lasst keinen Raum fiir Zweifel in Bezug auf die Umstdnde, auf welche sie sich bei ihrer
Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlung gestiitzt hat. Es sind dies die Art der
Zuwiderhandlung, ihr rdumlicher Umfang, die betroffenen Marktanteile der TP und die Umsetzung
der Zuwiderhandlung durch diese. Entgegen dem Vorbringen der Kldgerin und der PIIT hat die
Kommission im 902. Erwdgungsgrund des angefochtenen Beschlusses nicht erklart — und dies lasst
sich aus diesem Erwdgungsgrund im Licht der gesamten Beurteilung der Schwere der
Zuwiderhandlung auch nicht ableiten —, dass sie die tatsdchlichen Auswirkungen der
Zuwiderhandlung auf den Markt und auf die Verbraucher beriicksichtigt habe, als sie den Anteil am
Umsatz, der fiir die Festsetzung des Grundbetrags der Geldbufle zugrunde zu legen sei, entsprechend
der Schwere des Verstofies bestimmt habe. Insbesondere ldsst sich der von der Klagerin angefiihrte
Satz nicht dahin auslegen, dass er sich allgemein und abstrakt auf die Art der Zuwiderhandlung und
auf die Tatsache bezog, dass die Zuwiderhandlung geeignet war, sich fiir den Wettbewerb und die
Verbraucher nachteilig auszuwirken, da sie vorsitzlich begangen und mit ihr bezweckt wurde, den
Wettbewerb auf dem Endkundenmarkt zu beseitigen oder die Entwicklung dieses Marktes zu
verzogern.

Auflerdem werden die Feststellungen im ersten und im zweiten Satz des betreffenden
Erwéagungsgrundes, die sich auf die Beseitigung des Wettbewerbs auf dem Endkundenmarkt und die
vorsitzliche Begehung der Zuwiderhandlung beziehen, verdeutlicht durch den Hinweis auf
Abschnitt VIIL.1 des angefochtenen Beschlusses, in dem die Kommission die Strategie der TP zur
Beschriankung des Wettbewerbs auf allen Stufen des Verfahrens fiir den Zugang der AB zum Netz der
TP beschrieben hatte, und auf den 892. Erwédgungsgrund des angefochtenen Beschlusses, in dem sie
ihre Schlussfolgerung begriindet hatte, dass die Zuwiderhandlung vorsitzlich begangen worden sei.
Dagegen enthilt der letzte Satz des 902. Erwdgungsgrundes keinen Hinweis auf Abschnitt X.4.4 des
angefochtenen Beschlusses, in dem die Kommission zu den wahrscheinlichen Auswirkungen der
Zuwiderhandlung Stellung genommen hatte.

Somit hat die Kommission bei der Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlung weder die
tatsdchlichen Auswirkungen der von der TP begangenen Zuwiderhandlung auf die relevanten Markte
noch deren wahrscheinliche Auswirkungen beriicksichtigt, die sie in Abschnitt X.4.4 des
angefochtenen Beschlusses gepriift hatte. Nach der oben in Rn. 162 angefithrten Rechtsprechung
brauchte die Kommission die tatsdchlichen Auswirkungen der Zuwiderhandlung nicht nachzuweisen,
da sie diese bei der Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlung nicht beriicksichtigt hatte.

Das Vorbringen der Kldgerin, mit dem ein Begriindungsmangel in Bezug auf den Nachweis der

tatsdchlichen Auswirkungen der Zuwiderhandlung fiir die Zwecke der Beurteilung der Schwere dieser
Zuwiderhandlung geriigt wird, ist daher als unbegriindet zuriickzuweisen.
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Zweitens gehen die in der zweiten Gruppe zusammengefassten Argumente, mit denen die Klagerin
und die PIIT die Fehler der Kommission bei der Beurteilung der wahrscheinlichen Auswirkungen der
Zuwiderhandlung nachzuweisen suchen, ins Leere. Da ndamlich die Kommission die wahrscheinlichen
Auswirkungen der Zuwiderhandlung bei der Bewertung der Schwere dieser Zuwiderhandlung — die
sie fir die Bestimmung des Anteils am Umsatz herangezogen hat, der der Festsetzung des
Grundbetrags der Geldbufle zugrunde gelegt worden ist — nicht beriicksichtigt hat, konnen etwaige
Fehler bei der Beurteilung der wahrscheinlichen Auswirkungen der Zuwiderhandlung keinen Einfluss
auf diesen Grundbetrag haben.

Dabher ist das Vorbringen, mit dem die Kldgerin und die PIIT darzutun suchen, dass die Kommission
bei der Beurteilung der wahrscheinlichen Auswirkungen der Zuwiderhandlung Fehler begangen habe,
als ins Leere gehend zuriickzuweisen.

Der zweite Teil des vorliegenden Klagegrundes ist daher zuriickzuweisen.

Zudem ist, was die Beurteilung des Grundbetrags der Geldbufle im Hinblick auf den Grundsatz der
Verhiltnisméfligkeit angeht, erstens darauf hinzuweisen, dass sich nach der Rechtsprechung des
Gerichtshofs die Hohe der Geldbufle nicht nur nach der Dauer der wettbewerbswidrigen
Verhaltensweisen, deren Zahl und Intensitdt, sondern auch nach der Art der Zuwiderhandlung, dem
Umfang des betroffenen Marktes und der Schiadigung der offentlichen Wirtschaftsordnung sowie der
relativen Bedeutung und dem Marktanteil der verantwortlichen Unternehmen richtet (vgl. in diesem
Sinne Urteil KME Germany u. a./Kommission, oben in Rn. 111 angefiihrt, EU:C:2011:810, Rn. 96
und 97 und die dort angefiihrte Rechtsprechung). Zweitens muss bei der Hohe der Geldbufle auch
Gesichtspunkten wie der Abschreckungswirkung der Geldbufle, dem Verhalten des Unternehmens
und der Gefahr Rechnung getragen werden, welche die Zuwiderhandlung fiir die Ziele der Union
darstellt. Drittens muss die Hohe der gegen ein Unternehmen wegen einer Zuwiderhandlung im
Wettbewerbsbereich verhdngten Geldbufle im rechten Verhiltnis zu der in ihrer Gesamtheit
beurteilten Zuwiderhandlung stehen (vgl. in diesem Sinne Urteil Transcatab/Kommission, oben in
Rn. 109 angefiihrt, EU:T:2011:562, Rn. 189).

Ferner tragt nach stindiger Rechtsprechung das Unternehmen, das eine beherrschende Stellung
innehat, eine besondere Verantwortung dafiir, dass es nicht durch sein Verhalten einen wirksamen
und unverféilschten Wettbewerb auf dem Binnenmarkt beeintréchtigt. Ist eine beherrschende Stellung
aus einem ehemaligen gesetzlichen Monopol erwachsen, muss dies beriicksichtigt werden (Urteil vom
27. Mirz 2012, Post Danmark, C-209/10, Slg, EU:C:2012:172, Rn. 23).

In Anbetracht der angefithrten Rechtsprechung stellt das Gericht fest, dass es im vorliegenden Fall fiir
die Beurteilung der Verhiltnisméfligkeit der Geldbufle, genauer der Verhiltnismafligkeit des
Grundbetrags der Geldbufle, erstens von wesentlicher Bedeutung ist, dass die Kldgerin sowohl auf
dem Vorleistungsmarkt fiir LLU- und BSA-Breitbandanschliisse, auf dem sie der einzige Lieferant war,
als auch auf dem Endkundenmarkt eine aus einem ehemaligen gesetzlichen Monopol erwachsene
beherrschende Stellung innehatte.

Zweitens: Wie oben aus den Rn. 125 bis 136 und 146 bis 157 hervorgeht, bestand — obwohl einige
besondere wettbewerbswidrige Verhaltensweisen, die der TP zur Last gelegt wurden, nicht tiber den
gesamten Zuwiderhandlungszeitraum angedauert hatten -, die von der TP begangene
Zuwiderhandlung, die als solche nicht bestritten wird, aus zahlreichen offenkundigen, andauernden
und vorsdtzlichen Verstoflen gegen die Regulierungsbestimmungen, die sie als Betreiber mit
betrdachtlicher ~Marktmacht verpflichteten, den AB den entbiindelten Zugang zu ihren
Teilnehmeranschliissen und den damit verbundenen Dienstleistungen zu transparenten, fairen und
nicht diskriminierenden Bedingungen zu gewihren.
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Drittens steht fest, dass der TP die Rechtswidrigkeit ihres Verhaltens bewusst war, und zwar sowohl im
Hinblick auf die Regulierungsbestimmungen, da gegen sie ermittelt wurde und sie durch die
Entscheidungen der nationalen Regulierungsbehorde, die durch rechtskriftige Entscheidungen der
nationalen Gerichte bestitigt wurden, verurteilt wurde, als auch im Hinblick auf die
wettbewerbsrechtlichen Bestimmungen, da ihre Praktiken dazu dienten, den Eintritt neuer
Unternehmen in die Mérkte der betreffenden Produkte zu verhindern oder zu verzogern.

Viertens ist festzustellen, dass die von den missbrauchlichen Praktiken der TP betroffenen
Produktmairkte, die einen erheblichen Umfang haben, da sie das gesamte Gebiet eines der grofiten
Mitgliedstaaten der Union umfassen, sowohl unter wirtschaftlichen als auch unter sozialen
Gesichtspunkten Mirkte von grofler Bedeutung sind, da der Zugang zum Breitbandinternet ein
Schliisselelement fiir die Entwicklung der Informationsgesellschaft ist.

Aus den Erwidgungsgriinden 899 bis 902, 904 und 905 des angefochtenen Beschlusses geht hervor, dass
die Kommission diese Umsténde bei der Beurteilung der Schwere der Zuwiderhandlung beriicksichtigt
hat. In diesen Erwdgungsgriinden fithrte sie ndmlich zunédchst aus, dass ein Missbrauch einer
beherrschenden Stellung in Form der Verweigerung einer Dienstleistung, wie sie der TP zur Last gelegt
werde, mehrfach sowohl durch sie als auch durch die Unionsgerichte verurteilt worden sei. Die in Rede
stehenden Produktmérkte seien von grofler wirtschaftlicher Bedeutung und spielten eine
herausragende Rolle bei der Errichtung der Informationsgesellschaft. Die Kommission beriicksichtigte
auch, dass die TP der einzige Eigentiimer des nationalen Telekommunikationsnetzes war und dass
daher die AB, die Dienstleistungen auf der Grundlage der DSL-Technologie erbringen wollten,
vollstindig von der TP abhdngig waren. Ferner wies sie darauf hin, dass die TP mit ihrem Verhalten
bezweckt habe, den Wettbewerb auf dem Endkundenmarkt zu beseitigen oder zumindest den
Markteintritt neuer Unternehmen oder die Entwicklung dieses Marktes zu verzogern, dass sie sich
bewusst so verhalten habe und dass dieses Verhalten schiadliche Auswirkungen auf den Wettbewerb
und auf die Verbraucher gehabt habe (Erwédgungsgriinde 899 bis 902 des angefochtenen Beschlusses).
SchlieSlich  beriicksichtigte ~die = Kommission, dass die TP wihrend des gesamten
Zuwiderhandlungszeitraums eine beherrschende Stellung nicht nur auf dem Vorleistungsmarkt hatte,
auf dem sie ein Monopol innehatte, sondern auch auf den Endkundenmirkten, auf denen ihre
Marktanteile bei den Umsétzen zwischen 57 % und 46 % geschwankt hitten. Die Kommission stellte
hierzu fest, dass der Unterschied zwischen dem Marktanteil der TP und demjenigen des AB, der den
nach der TP hochsten Marktanteil gehabt habe, erheblich gewesen sei. Zum rdaumlichen Umfang des
relevanten Marktes fithrte die Kommission aus, dass sich die von der TP begangene Zuwiderhandlung
auf das gesamte Gebiet Polens erstreckt habe (Erwédgungsgriinde 904 und 905 des angefochtenen
Beschlusses).

Diese Umsténde, die von der Klédgerin nicht bestritten werden, reichen fiir die Feststellung aus, dass es
sich bei dem der TP zur Last gelegten Missbrauch einer beherrschenden Stellung um eine schwere
Zuwiderhandlung handelte.

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass das Gericht bei der Anwendung der Leitlinien von 1998, die eine
Unterscheidung zwischen besonders schweren, schweren und weniger schweren Zuwiderhandlungen
vorsahen, die Beurteilung der Kommission bestitigt hat, wonach die Anwendung der
Kosten-Preis-Schere durch einen historischen nationalen Telekommunikationsbetreiber als besonders
schwere Zuwiderhandlung und eindeutiger Missbrauch einer beherrschenden Stellung einzustufen ist
(Urteil vom 29. Mirz 2012, Telefénica und Telefénica de Espana, T-336/07, Slg, EU:T:2012:172,
Rn. 382 bis 387). Hinzuzufiigen ist, dass das Gericht die Einstufung der Zuwiderhandlung als
»besonders schwer” fiir den gesamten betreffenden Zuwiderhandlungszeitraum bestétigt hat, obwohl
die Kommission eingerdumt hatte, dass die Zuwiderhandlung nicht wiahrend der gesamten Dauer von
gleicher Schwere war (Urteil Telefénica und Telefénica de Espafia/Kommission, oben angefiihrt,
EU:T:2012:172, Rn. 417 bis 419).
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Obwohl der Verstofy gegen Art. 102 AEUV, der in der Anwendung der Kosten-Preis-Schere bestand,
eine Zuwiderhandlung anderer Art als die Zuwiderhandlung der TP, d. h. die Lieferverweigerung, war,
kann die letztgenannte Zuwiderhandlung ebenfalls als eindeutiger Missbrauch von besonderer Schwere
angesehen werden. In der Rechtssache Telefénica und Telefénica de Espana/Kommission (oben in
Rn. 184 angefithrt, EU:T:2012:172) wurde die Einstufung als besonders schwere Zuwiderhandlung im
Kern auf drei Umstidnde gestiitzt: die Tatsache, dass der Kldgerin die Rechtswidrigkeit ihres
Verhaltens nicht unbekannt gewesen sein konnte, den vorsitzlichen Charakter dieses Verhaltens und
den Umstand, dass der historische Betreiber ein faktisches Monopol auf dem Vorleistungsmarkt fiir
den Breitbandzugang und eine sehr starke beherrschende Stellung auf den Endkundenmairkten
innegehabt hatte. Alle diese Umsténde sind im vorliegenden Fall gegeben, da weder der vorsitzliche
und rechtswidrige Charakter des Verhaltens der TP noch der Umfang ihrer einschligigen
Marktanteile bestritten sind.

Nach alledem ist das Gericht der Ansicht, dass die Kommission angesichts der besonderen Schwere
der von der TP begangenen Zuwiderhandlung nicht gegen den Grundsatz der Verhaltnisméfligkeit
verstoflen hat, indem sie den Anteil am Umsatz, den sie fiir die Ermittlung des Grundbetrags der
gegen die TP verhidngten Geldbufle zugrunde gelegt hat, auf 10 % geméafS den Nrn. 19 bis 22 der
Leitlinien von 2006 festgesetzt hat.

Der vorliegende Klagegrund ist deshalb als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum vierten Klagegrund

Mit dem vierten Klagegrund wird die Nichtberiicksichtigung mildernder Umstidnde geriigt. Die
Klagerin, unterstiitzt durch die PIIT, macht hierzu geltend, dass die Kommission Rechts- und
Beurteilungsfehler begangen habe, da sie es abgelehnt habe, drei von der TP im Verwaltungsverfahren
geltend gemachte Umstinde als mildernde Umstinde zu beriicksichtigen, ndmlich erstens die
»kolossalen“ Investitionen, die die TP seit der Vereinbarung mit der UKE zur Modernisierung der
polnischen Infrastruktur fiir Festnetzanschliisse zugunsten der AB und der Endkunden getitigt habe,
zweitens die freiwillige Beendigung der vorsitzlichen Zuwiderhandlung durch die TP und drittens die
von dieser vorgeschlagenen Verpflichtungen.

Ferner begehrt die Klagerin fiir den Fall, dass das Gericht nicht der Ansicht sei, dass die
unterschiedliche Dauer und Intensitédt ihres Verhaltens, die sie im Rahmen des ersten Klagegrundes
geltend gemacht habe, eine Herabsetzung des Grundbetrags der Geldbufle rechtfertigten, deren
Beriicksichtigung als mildernde Umsténde.

Die Kommission tritt dem Vorbringen der Kladgerin entgegen und beantragt, den vorliegenden
Klagegrund zuriickzuweisen.

Das Vorbringen der Kldgerin und der PIIT ist anhand der oben in den Rn. 110 bis 114 dargestellten
Grundsitze zu beurteilen.

— Zu den Investitionen, welche die TP seit der Vereinbarung mit der UKE getétigt hat

Zu den Investitionen in die Anlagen tragt die Kldgerin vor, dass sie sich in der Vereinbarung mit der
UKE verpflichtet habe, zwei Arten von Investitionen zu tétigen: zum einen Investitionen zur
Verbesserung des Zugangs der AB zu den BSA- und LLU-Diensten und zum anderen Investitionen
zur Modernisierung der polnischen Infrastruktur fiir Festnetzanschliisse.

Nach Ansicht der Kldgerin sind die letztgenannten, auf 761,4 Mio. Euro von Oktober 2009 bis Ende
2011 geschidtzten Investitionen, von denen bis Ende 2010 beinahe 168,3 Mio. Euro ausgegeben worden
seien, als mildernder Umstand zu beriicksichtigen. Bei diesen Investitionen habe es sich um eine
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freiwillige Mafinahme gehandelt, die tiber die Mafinahmen hinausgegangen sei, die notwendig gewesen
seien, um die von der Kommission festgestellte Zuwiderhandlung zu beenden, und die sowohl den
polnischen Verbrauchern als auch den AB zugutegekommen seien. Daher seien diese Investitionen als
Mafsnahme zur Heilung des von der TP begangenen Zuwiderhandlung zu qualifizieren, dhnlich der
MafSinahme, die das Gericht in seinem Urteil vom 30. April 2009, Nintendo und Nintendo of
Europe/Kommission (T-13/03, Slg, EU:T:2009:131), als mildernden Umstand anerkannt habe. Diese
Investitionen seien auch den Zahlungen vergleichbar, die die Privatschulen des Vereinigten
Konigreichs zugunsten eines treuhdnderischen Bildungsfonds in der durch Entscheidung der
Wettbewerbsbehorde des Vereinigten Konigreichs vom 20. November 2006 (Sache CA 98/05/2006 —
Independent Schools) entschiedenen Sache geleistet hitten.

In der miindlichen Verhandlung haben sowohl die Kldgerin als auch die PIIT erklart, mehr als 12 % der
Investitionen in die Modernisierung des Netzes der TP hitten Teile des polnischen Hoheitsgebiets
betroffen, in denen es keine Infrastruktur fiir einen festen Internetanschluss gegeben habe. Die
Investitionen in diesen Gebieten, den sogenannten ,weifSfen Zonen“ (white spots) oder ,Zonen des
digitalen Ausschlusses® (digital exclusion zones), seien insbesondere wegen der fiir sie typischen
wirtschaftlichen und rechtlichen Barrieren fiir die AB uninteressant. In diesem Zusammenhang hat
die PIIT auf die den Schriftsitzen der Klagerin und ihrem Streithilfeschriftsatz als Anlagen
beigefiigten Unterlagen verwiesen, welche die giinstigen Auswirkungen der Investitionen der TP fiir
die AB und die Endnutzer bestitigten.

Ferner macht die Kldgerin geltend, dass die Kommission einen Rechtsfehler begangen habe, da sie
diese Investitionen mit der Begriindung, dass sie die Art der Zuwiderhandlung nicht énderten, nicht
als mildernden Umstand anerkannt habe. Eine solche Ablehnung setze ndmlich voraus, dass als
mildernd nur Umsténde eingestuft werden konnten, welche die Art der Zuwiderhandlung dnderten. In
den Leitlinien von 2006 wiirden jedoch als mégliche mildernde Umstdnde solche Umstidnde anerkannt,
die fir die Art der Zuwiderhandlung unbeachtlich seien, wie etwa die Zusammenarbeit mit der
Kommission. Die Ablehnung, diese Investitionen zu beriicksichtigen, verstofie auch gegen den
Grundsatz der Verhaltnisméafliigkeit.

Dazu ist festzustellen, dass die Investitionen, auf die sich die Kldgerin beruft, mit einer Verpflichtung
zusammenhdngen, die in Nr. 2 Abs. 1 Buchst. k der Vereinbarung mit der UKE, unterzeichnet vom
Prasidenten der UKE auf der einen Seite und dem Vorsitzenden des Direktoriums der TP auf der
anderen Seite, aufgestellt worden ist. Geméfs dieser Nummer der Vereinbarung hat sich die TP
verpflichtet, die Infrastruktur fiir einen festen Breitband-Internetzugang zu gewdahrleisten, der
mindestens 1200 000 neue Anschliisse nach den in den Anhéngen dieser Vereinbarung beschriebenen
Einzelheiten moglich macht.

Die Erwdgungsgriinde 6 bis 9 der Einleitung dieser Vereinbarung lauten:

»0. Der DPréasident der UKE ist der Ansicht, dass die TP die Verpflichtungen aus den
Regulierungsbestimmungen, die ihr aufgrund der Entscheidungen [der UKE] auferlegt worden
sind, insbesondere die Verpflichtung zur Nichtdiskriminierung beim Zugang zur Infrastruktur der
TP, nicht beachtet.

7. Gegen die TP wurden in mehreren Dutzend Fillen Geldbuflen verhdngt, u. a., weil sie die
Bedingungen, welche den Zugang im Bereich der Telekommunikation gewihrleisten, nicht
fristgerecht erfiillt hat, weil sie das Angebot mit der Festlegung der Rahmenbedingungen der
Vereinbarungen {iber die Entbiindelung des Teilnehmeranschlusses und die damit verbundenen
Installationen (RUO-Angebot [Referenzangebot fiir die Entbiindelung]) nicht ausgefiihrt hat, weil
sie gegen die Entscheidung iber die Einfithrung des Angebots fiir den Bitstromzugang
[Breitbandanschlussdienste] verstofSen hat, weil sie keine Anweisung fiir eine ordnungsgemaéfle
Buchfiithrung und keine Beschreibung der Berechnung der Kosten auf dem Markt der Anrufe aus
dem Netz der TP vorgelegt hat, weil sie das Rahmenangebot der TP fiir den Zugang im Bereich
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der Telekommunikation betreffend die Zusammenschaltung der Netze (RIO-Angebot
[Referenzangebot fiir die Zusammenschaltung]) nicht ausgefithrt hat und weil sie den Inhalt der
Zugangsvereinbarungen im Bereich der Telekommunikation nicht verbreitet hat.

8. Nach Ansicht des Prasidenten der UKE haben die Verpflichtungen aus den
Regulierungsbestimmungen betreffend den Zugang zum Telekommunikationsnetz, die der TP
auferlegt wurden, keinen wirksamen Wettbewerb auf den relevanten Mairkten, auf denen die TP
ein mit betrachtlicher Marktmacht ausgestatteter Betreiber ist, sicherstellen konnen. Dieses Fehlen
eines wirksamen Wettbewerbs ist nach Ansicht des Prasidenten der UKE von Dauer. Daher hat
der Président der UKE Arbeiten in die Wege geleitet mit dem Ziel, der TP als
Regulierungsmafinahme die Pflicht zu einer funktionalen Trennung aufzuerlegen.

9. Um die Auferlegung der Pflicht zu einer funktionalen Trennung abzuwenden, hat die TP
Verhandlungen mit den Akteuren auf dem Telekommunikationsmarkt aufgenommen, um die
Regeln der Zusammenarbeit mit den [AB] festzulegen, die es nach Ansicht der TP erlauben
werden, die wettbewerbswidrigen und diskriminierenden Verhaltensweisen der TP auf den
relevanten Mirkten, auf denen sie der mit betrachtlicher Marktmacht ausgestattete Betreiber ist,
auszuschalten.”

Gemadfd Nr. 2 Abs. 2 der Vereinbarung mit der UKE konnte nach Ansicht des Prasidenten der UKE die
Umsetzung aller Verpflichtungen der TP aus dieser Vereinbarung, insbesondere der Verpflichtung
nach Nr. 2 Abs. 1 Buchst. k zur Herstellung von 1200000 neuen Anschliissen, die erheblichen
Probleme beseitigen, die auf dem Telekommunikationsmarkt in Bezug auf den Zugang zum
Telekommunikationsnetz festgestellt worden waren und die im achten Erwédgungsgrund der Einleitung
der Vereinbarung, oben in Rn. 197 wiedergegeben, aufgefiihrt sind.

Unter Beriicksichtigung dieser Umstdnde ist erstens festzustellen, dass die von der TP getdtigten
Investitionen nicht als AbhilfemafSinahmen betrachtet werden konnen, die denen vergleichbar sind,
welche die Kommission in der Entscheidung, die Gegenstand des Urteils Nintendo und Nintendo of
Europe/Kommission, oben in Rn. 193 angefiihrt (EU:T:2009:131), ist, anerkannt hat.

Im Unterschied zu den Ausgleichsmafinahmen in der Rechtssache, in der das Urteil Nintendo und
Nintendo of Europe/Kommission, oben in Rn. 193 angefithrt (EU:T:2009:131), ergangen ist, durch
welche die Dritten entschadigt werden sollten, die in der Mitteilung der Beschwerdepunkte als
diejenigen ermittelt worden waren, die durch die rechtswidrigen Verhaltensweisen der beschuldigten
Unternehmen finanziell geschddigt wurden, dienten die Herstellung neuer Anschliisse und die damit
verbundenen Investitionen nicht dem Ausgleich moglicher Schiaden der AB, sondern der Beseitigung
der relevanten Mairkte, auf denen die TP als mit betrdchtlicher Marktmacht ausgestatteter Betreiber
tatig war, was der Président der UKE als einen Zustand umschrieb, der durch ,Fehlen eines
wirksamen Wettbewerbs [auf] Dauer” gekennzeichnet sei. Soweit ferner die Investitionen der TP der
Herstellung neuer Zusammenschaltungen dienten, kamen diese den Endkunden und den AB, welche
die Auswirkungen der wettbewerbswidrigen Praktiken der TP zu spiiren bekamen, nicht zugute.

Die Investitionen der TP konnen auch nicht als Abhilfemafinahmen betrachtet werden, die mit den
von den Privatschulen des Vereinigten Konigreichs in der Sache CA 98/05/2006 — Independent
Schools geleisteten Zahlungen vergleichbar wéren. Aus der Entscheidung der Wettbewerbsbehorde
des Vereinigten Konigreichs geht namlich hervor, dass die Privatschulen, gegen die Sanktionen wegen
des Austauschs von Informationen tiber die Hohe der Kosten fiir die Einschreibung verhéngt worden
waren, eine Art Vergleich mit der Behorde schlossen, wonach die gegen sie verhingte Geldbufle
verhéltnismaflig niedrig war. Im Gegenzug verpflichteten sich die rechtswidrig handelnden Schulen,
Beitrdge zu einem treuhdnderischen Bildungsfonds zu leisten, der speziell fiir die Schiiler geschaffen
wurde, die diese Schulen in den Schuljahren besuchten, fiir welche die Informationen tiber die Kosten
der Einschreibung ausgetauscht worden waren. Die Beitrdge der betroffenen Schulen zu diesem
treuhdnderischen Fonds konnen mit den Zahlungen verglichen werden, die in der Rechtssache geleistet

34 ECLILLEU:T:2015:1002



202

203

204

205

206

URTEIL VOM 17. 12. 2015 — RECHTSSACHE T-486/11
ORANGE POLSKA / KOMMISSION

wurden, in der das Urteil Nintendo und Nintendo of Europe/Kommission, oben in Rn. 193 angefiihrt
(EU:T:2009:131), ergangen ist. Dagegen sind sie nicht von gleicher Art wie die Investitionen der TP,
die nicht der Entschiadigung der AB und der Endkunden dienten, die die Auswirkungen der Praktiken
der TP zu spiiren bekamen.

Zweitens wurden zwar die in der Vereinbarung mit der UKE festgelegten Verpflichtungen von der TP
aus eigenem Antrieb iibernommen, doch Beweggrund fiir die Ubernahme war der Wunsch der TP,
eine radikale Regulierungsmafinahme zu verhindern, ndmlich die funktionale Trennung, die die
zustindige Regulierungsbehorde ins Auge gefasst hatte, um den andauernden und wiederholten
Verletzungen der Regulierungsbestimmungen durch die TP ein Ende zu setzen. Auflerdem geht
sowohl aus dem angefochtenen Beschluss als auch aus dem oben in Rn. 197 wiedergegebenen
Wortlaut der Vereinbarung mit der UKE hervor, dass die UKE die funktionale Trennung ins Auge
gefasst hatte, da andere MafSnahmen, die erlassen worden waren, um die TP zu zwingen, die
Regulierungsbestimmungen einzuhalten, insbesondere mehrere Entscheidungen, mit denen die UKE
gegen sie Geldbuflen verhangt hatte, sich als unwirksam erwiesen hatten (vgl. 153. Erwdgungsgrund
des angefochtenen Beschlusses). Der Wunsch, die drohende funktionale Trennung abzuwenden,
schwicht somit die Freiwilligkeit der aufgrund der Vereinbarung eingegangenen Verpflichtungen ab,
auf die sich die Kldgerin beruft.

Drittens gehoren Investitionen, auch wenn sie hoch sind und in Gebieten getétigt werden, die vom
wirtschaftlichen Standpunkt aus wenig attraktiv sind, zum normalen Geschiftsleben und erfolgen im
Hinblick auf eine Rendite. Somit bedeutete die Herstellung von 1200000 neuen Anschliissen fiir die
TP vor allem die Moglichkeit, 1 200 000 neue Kunden in den Gebieten zu gewinnen, in denen die AB,
die nicht die gleiche Grofie haben und nicht tiber die gleichen Mittel verfiigen wie ein historischer
Betreiber, nicht investieren konnten. Somit kamen die Investitionen in die Modernisierung und die
Entwicklung der polnischen Infrastruktur fiir Festnetzanschliisse, die der TP gehorte, zwar mittelbar
sowohl den Endnutzern als auch den AB zugute, doch war Nutznief3er dieser Investitionen zu allererst
die TP selbst.

Viertens schliefSlich ist zum Vorbringen der PIIT, das auf die ihrem Streithilfeschriftsatz als Anlage
beigefiigten Unterlagen und die Schriftsdtze der Kldgerin gestiitzt wird, vorab zu bemerken, dass es
kaum nachvollziehbar ist. Die Ansichten, die die PIIT in ihrem Streithilfeschriftsatz vortragt und die
sie in der miindlichen Verhandlung erldutert hat, werden némlich durch den Inhalt der Unterlagen
widerlegt, die sie ihrem Streithilfeschriftsatz als Anlage beigefiigt hat. Insbesondere die dem
Streithilfeschriftsatz als Anlage I beigefiigte Entscheidung der UKE vom 28. April 2011, die die TP vor
den nationalen polnischen Gerichten nicht angefochten hat, stellt vor allem die nachteiligen
Auswirkungen fest, die das Verhalten der TP auf die Entwicklung des Marktes fiir den Zugang zum
Breitband- Internetanschluss in Polen insbesondere wihrend des Zuwiderhandlungszeitraums hatte.
Die Regulierungsbehorde fithrt aus, dass die durchgefithrten Regulierungsmafinahmen nicht den
gewiinschten Erfolg in Bezug auf die Beseitigung der diskriminierenden Verhaltensweisen des
historischen Betreibers und die Beachtung der Gleichbehandlung aller Betreiber gehabt hatten.

Zwar bestdtigen einige Unterlagen, auf die sich die PIIT beruft, dass sowohl die AB als auch die UKE
die positiven Auswirkungen der Vereinbarung mit der UKE einschliefllich der darin vorgesehenen
Investitionen fiir die AB und die Endkunden anerkannt haben. Allerdings vermégen diese positiven
Auswirkungen eine Herabsetzung des Grundbetrags der Geldbufle wegen mildernder Umstinde nicht
zu rechtfertigen.

Die erwdhnten positiven Auswirkungen sind ndmlich der Vereinbarung als solcher und nicht den
Investitionen im Besonderen zuzuschreiben. So stellte die UKE in dem von November 2012
stammenden Dokument {iber die Regulierungsstrategie bis 2015 (Anlage 18 zum Streithilfeschriftsatz)
fest, dass sich die Erfilllung sdamtlicher von der TP in der Vereinbarung eingegangener
Verpflichtungen positiv auf den Markt ausgewirkt habe. Ebenso bezog sich die UKE in ihrer
Darstellung der Auswirkungen der Vereinbarung, die sie mit der TP geschlossen hatte, vom
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20. November 2011 (Anlage 23 zum Streithilfeschriftsatz) auf die positiven Auswirkungen der
Vereinbarung insgesamt fiir die AB und die Endkunden. Ferner wies die UKE bei der Feststellung,
dass diese Vereinbarung den AB und den Endkunden insbesondere durch eine Erweiterung der
Telekommunikationsinfrastruktur, eine Verbesserung des Zugangs zu dieser Infrastruktur, einen
grofieren Wettbewerb auf dem relevanten Markt und eine Preissenkung Vorteile gebracht habe, auch
darauf hin, dass die Vereinbarung ebenfalls fiir die TP selbst von Nutzen gewesen sei, da die TP
durch sie die funktionale Trennung und mogliche Rechtsstreitigkeiten wegen der Verletzung des
Diskriminierungsverbots habe abwenden koénnen. SchlieSlich erkennt die Netia, die der grofite
Wettbewerber der TP auf dem Endkundenmarkt ist, in ihrem allgemeinen Bericht von Mai 2010
(Anlage 3 zum Streithilfeschriftsatz) an, dass die Bestimmungen der Vereinbarung iiber die Beachtung
des Diskriminierungsverbots es ihr mdglich machen miissten, die Aktivierung neuer
Teilnehmeranschliisse im Netz der TP zu beschleunigen. Zu den Investitionen der TP in die
Infrastruktur erkldrt die Netia lediglich, dass diese den Umfang des Marktes, auf dem sie titig sei,
vergrofSern wiirden.

Die Verbesserung der Lage auf dem relevanten Markt aufgrund der Anderung des Verhaltens der TP
nach der Unterzeichnung der Vereinbarung mit der UKE wurde von der Kommission auch
beriicksichtigt. Die Kommission beschloss néamlich, den Zeitpunkt der Unterzeichnung der
Vereinbarung als Zeitpunkt des Endes der Zuwiderhandlung zu nehmen.

Nach alledem kann der Kommission nicht zum Vorwurf gemacht werden, dass sie der TP wegen der
Investitionen, die diese titigte, um die polnische Infrastruktur fiir Festnetzanschliissse zu
modernisieren, keine mildernden Umstdnde zugebilligt hat. Dabei ist es gleichgiiltig, ob als mildernde
Umstédnde nur solche Umstdnde qualifiziert werden konnen, die die Art der Zuwiderhandlung éndern,
oder auch Umstinde, die dies nicht tun.

Somit kann die Weigerung, der Kligerin mildernde Umstéinde wegen der Investitionen zuzubilligen,
die sie aufgrund der Vereinbarung mit der UKE getdtigt hatte, nicht als Verstofy gegen Nr. 29 der
Leitlinien von 2006 oder gegen den Grundsatz der Verhaltnisméafligkeit angesehen werden.

— Zur freiwilligen Beendigung der Zuwiderhandlung

Die Klégerin, unterstiitzt durch die PIIT, weist darauf hin, dass sie geméfd der Vereinbarung mit der
UKE die Zuwiderhandlung freiwillig beendet habe. Es verstofle gegen den Grundsatz der
Verhiltnisméafligkeit und gegen Nr. 29 der Leitlinien von 2006, ihr deshalb keine mildernden Umsténde
zuzubilligen, weil sie die Zuwiderhandlung nicht sofort nach dem Eingreifen der Kommission beendet
habe. Sie fithrt in diesem Zusammenhang an, dass sich die TP ab Dezember 2008, also schon zwei
Monate nach den Nachpriifungen der Kommission in ihren Geschiftsraumen, die vom 23. bis zum
26. September 2008 durchgefithrt worden seien, bis zur Unterzeichnung der Vereinbarung mit der
UKE am 22. Oktober 2009 aktiv darum bemiiht habe, in Bezug auf die einzelnen Bestandteile des von
der Kommission festgestellten Missbrauchs fiir Abhilfe zu sorgen.

Nach Nr. 29 erster Gedankenstrich der Leitlinien von 2006 kann der Grundbetrag der Geldbuf3e
verringert werden, wenn die Kommission mildernde Umstinde wie beispielsweise die vom
Unternehmen nachgewiesene Beendigung des VerstofSes nach dem ersten Eingreifen der Kommission
feststellt.

Diese Bestimmung iibernimmt im Wesentlichen Nr. 3 der Leitlinien von 1998. Zu dieser Bestimmung
hat das Gericht festgestellt, dass sie Unternehmen darin bestirken soll, ihr wettbewerbswidriges
Verhalten unmittelbar nach Einleitung einer entsprechenden Untersuchung der Kommission zu
beenden (Urteil vom 13. Juli 2011, Schindler Holding u. a./Kommission, T-138/07, Slg, EU:T:2011:362,
Rn. 274).
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Nach der Rechtsprechung kann die Beendigung der Zuwiderhandlung nach dem ersten Eingreifen der
Kommission logischerweise nur dann einen mildernden Umstand bilden, wenn es Griinde fiir die
Annahme gibt, dass die fraglichen Unternehmen durch dieses Eingreifen zur Beendigung ihres
wettbewerbswidrigen Verhaltens veranlasst wurden (Urteil vom 26. September 2013, Alliance One
International/Kommission, C-679/11 P, EU:C:2013:606, Rn. 80). Mit anderen Worten, die Beendigung
der Zuwiderhandlung kann nur dann als mildernder Umstand anerkannt werden, wenn ein
ursdchlicher Zusammenhang zwischen dem Eingreifen der Kommission und der Beendigung der
betreffenden Zuwiderhandlung besteht.

Im vorliegenden Fall ist jedoch zunichst festzustellen, dass die TP das rechtswidrige Verhalten nicht
unverziiglich nach dem ersten Eingreifen der Kommission beendet hat, d. h. nach den
Nachpriifungen, die die Kommission, unterstiitzt von der polnischen Wettbewerbsbehorde, in ihren
Geschiftsraumen in Warschau vom 23. bis 26. September 2008 durchgefiihrt hatte. Zwar begann die
TP, ihre Verpflichtungen aus den Regulierungsbestimmungen ab Ende 2008 nach und nach
einzuhalten, doch geht aus den Erwdgungsgriinden 574 und 577 des angefochtenen Beschlusses, die
die Kldgerin nicht in Frage gestellt hat, hervor, dass die AB Schwierigkeiten im Zusammenhang mit
dem Zugang zu den Vorprodukten fiir BSA- und LLU-Breitbandanschliisse, die auf das beanstandete
Verhalten der TP zuriickzufithren waren, auch noch einige Zeit nach der Unterzeichnung der
Vereinbarung mit der UKE am 22. Oktober 2009 hatten.

Schliefllich bestand, wie den Erwédgungsgriinden 78 und 567 bis 571 des angefochtenen Beschlusses
sowie der vorstehenden Rn. 197 zu entnehmen ist, der Hauptgrund der Unterzeichnung der
Vereinbarung mit der UKE, was von der Klidgerin nicht bestritten wird, darin, die funktionale
Trennung abzuwenden, die die UKE wegen der fortdauernden Verletzung der Verpflichtungen aus
den Regulierungsbestimmungen iiber den Zugang zum Netz der TP ins Auge gefasst hatte.
Infolgedessen ist der von der Rechtsprechung verlangte ursichliche Zusammenhang zwischen den
Nachpriifungen der Kommission und der Beendigung der Zuwiderhandlung durch die TP nicht
erwiesen.

Obwohl die AB, wie oben in Rn. 214 ausgefiihrt, nach der Unterzeichnung der Vereinbarung mit der
UKE weiterhin auf Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Zugang zu den Vorprodukten fiir den
BSA- und LLU-Breitbandanschluss stieflen, hat die Kommission die Bedeutung dieser Vereinbarung
und die Tatsache, dass sie eine Wende im Verhalten der TP dargestellt hat, anerkannt, indem sie den
Zeitpunkt ihrer Unterzeichnung als Zeitpunkt der Beendigung der Zuwiderhandlung nahm. Damit hat
der Abschluss dieser Vereinbarung einen erheblichen Einfluss auf die Berechnung der Geldbufle in
dem Sinne gehabt, dass er den nach MafSgabe der Dauer der Zuwiderhandlung anzuwendenden
Multiplikationssatz festlegte.

Unter diesen Umstinden kann die Weigerung, der TP den in Nr. 29 erster Gedankenstrich der
Leitlinien von 2006 vorgesehenen mildernden Umstand zuzubilligen, weder als Verstof$ gegen diese
Bestimmung noch als Verstof$ gegen den Grundsatz der Verhéltnisméfliigkeit angesehen werden.

— Zu den von der TP angebotenen Verpflichtungen

Die Kléagerin verweist darauf, dass die TP Verpflichtungen angeboten habe und dass die Kommission
dieses Angebot zuriickgewiesen habe. Nach Ansicht der Klédgerin ist dieses Angebot trotz seiner
Zuriickweisung als aktive Zusammenarbeit im Sinne von Nr. 29 der Leitlinien von 2006 anzusehen.
Die Weigerung der Kommission, dieses Verpflichtungsangebot bei der Berechnung der Geldbufle zu
beriicksichtigen, verstofie aufSerdem gegen den Grundsatz der Verhéltnismafligkeit.
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Nach Nr. 29 vierter Gedankenstrich der Leitlinien von 2006 kann der Grundbetrag der Geldbufle
verringert werden, wenn die Kommission mildernde Umstinde wie beispielsweise aktive
Zusammenarbeit des Unternehmens mit der Kommission auflerhalb des Anwendungsbereichs der
Mitteilung iber die ,Kronzeugenregelung” und iiber seine rechtliche Verpflichtung zur
Zusammenarbeit hinaus feststellt.

Nach stindiger Rechtsprechung beruht eine Herabsetzung der Geldbuf3e wegen einer Zusammenarbeit
im Verwaltungsverfahren auf der Erwdgung, dass eine solche Zusammenarbeit der Kommission die
Aufgabe erleichtert, eine Zuwiderhandlung festzustellen (vgl. Urteil vom 19. Mai 2010, Boliden
u. a./Kommission, T-19/05, Slg, EU:T:2010:203, Rn. 104 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Unter Beriicksichtigung der oben in Rn. 114 angefithrten Rechtsprechung ist festzustellen, dass die
Kommission tiiber ein gewisses Ermessen bei der globalen Beurteilung der Hohe einer etwaigen
Herabsetzung der Geldbufle aufgrund mildernder Umsténde verfiigt (Urteil vom 16. Juni 2011, FMC
Foret/Kommission, T-191/06, Slg, EU:T:2011:277, Rn. 333). Dieses Ermessen ist ihr insbesondere dann
zuzubilligen, wenn es um die Beurteilung geht, wie niitzlich die Zusammenarbeit des betreffenden
Unternehmens wihrend des Verfahrens war und inwieweit diese Zusammenarbeit ihre Aufgabe
erleichtert hat, eine Zuwiderhandlung festzustellen.

Im vorliegenden Fall macht die Klédgerin geltend, dass die TP die Kommission vor dem Erlass der
Mitteilung der Beschwerdepunkte um die Erorterung eines Verpflichtungsangebots gebeten hatte, dem
zufolge sie der Kommission insbesondere vorgeschlagen habe, die Vereinbarung mit der UKE fiir
rechtlich bindend zu erklédren, ihre Vorleistungsdienste fiir den BSA- und LLU-Breitbandanschluss im
Rahmen einer getrennten und eigens dafiir vorgesehenen geschiftlichen Transaktion zu erbringen,
einen Verhaltenskodex aufzustellen und ein System der Uberwachung ihrer Verpflichtungen
einzurichten, mit dessen Durchfiihrung ein unabhéngiger Vertreter betraut werde.

Zum einen ist das Gericht jedoch der Ansicht, dass das Verpflichtungsangebot der TP nicht geeignet
war, die Aufgabe der Kommission zu erleichtern, eine Zuwiderhandlung festzustellen. Die
Verpflichtungen bezogen sich namlich auf eine Zusage der Verbesserung des Verhaltens der TP und
auf diese Weise auf die Beendigung einer Zuwiderhandlung, deren Bestehen keinem Zweifel
unterliegt.

Zum anderen ist das Gericht der Ansicht, dass Nr. 29 vierter Gedankenstrich der Leitlinien von 2006
verniinftigerweise nicht dahin ausgelegt werden kann, dass das von einem Unternehmen im Lauf eines
Verwaltungsverfahrens abgegebene blofle Verpflichtungsangebot fiir den Nachweis einer tatsdchlichen
Zusammenarbeit mit der Kommission, die iiber die Zusammenarbeitsverpflichtungen hinausgeht, und
damit fiir eine Herabsetzung der GeldbufSe ausreicht. Wire dies der Fall, wiirde es fiir jedes
Unternehmen, das sich in der Lage der Klédgerin befindet, fiir eine Herabsetzung der Geldbuf3e
ausreichen, ein Verpflichtungsangebot vorzulegen, unabhéngig von dessen Qualitit und Eignung, die
der Kommission obliegende Aufgabe der Feststellung einer Zuwiderhandlung zu erleichtern. Eine
solche Auslegung verstofit gegen Sinn und Zweck von Nr. 29 der Leitlinien von 2006, der darin
besteht, die Unternehmen zu einer engen und griindlichen Zusammenarbeit mit der Kommission zu
ermutigen.

Nach alledem kann die Weigerung, der TP den in Nr. 29 vierter Gedankenstrich der Leitlinien von

2006 vorgesehenen mildernden Umstand zuzubilligen, weder als Verstofs gegen diese Bestimmung
noch als Verstof$ gegen den Grundsatz der Verhéltnismafigkeit betrachtet werden.
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3. Zum Antrag auf Anderung

Zunichst ist festzustellen, dass der angefochtene Beschluss keinen RechtsverstofS bzw. keine
Unregelmafligkeit aufweist und dem Antrag auf Abdanderung daher nicht stattgegeben werden kann,
soweit mit ihm vom Gericht verlangt wird, die Konsequenzen aus solchen Rechtsverstéfien oder
Unregelmaifligkeiten in Bezug auf den Betrag der GeldbufSe zu ziehen.

Sodann ist anhand des gesamten Akteninhalts, insbesondere der von der Klagerin hervorgehobenen
Teile, zu priifen, ob das Gericht aufgrund seiner Befugnis zu unbeschriankter Nachpriifung den von
der Kommission festgesetzten Betrag der Geldbufle mit der Begriindung zu ersetzen hat, dass dieser
nicht angemessen ist.

Diese Priifung ergibt, dass entgegen der Ansicht der Klagerin die Art und Weise, in der die
Kommission im angefochtenen Beschluss die unterschiedliche Dauer und Intensitit des Verhaltens
der Klagerin beriicksichtigt hat, den Umstinden des vorliegenden Falles angemessen ist, den
Erfordernissen der Billigkeit entspricht und weder unverhaltnisméfliig noch fehlerhaft ist.

Im Ubrigen ist gemifl der oben in Rn. 67 angefiihrten Rechtsprechung festzustellen, dass es keine
Umstdnde gibt, die die Kommission zum Zeitpunkt des Erlasses des angefochtenen Beschlusses aufler
Betracht gelassen hat und die dem Unionsrichter spiter vorgetragen worden sind und eine Anderung
des Betrags der Geldbufle rechtfertigen konnten.

Unter diesen Umstinden ist der Anderungsantrag der Kligerin zuriickzuweisen und infolgedessen die
Klage insgesamt abzuweisen.

Kosten
Nach Art. 134 Abs. 1 der Verfahrensordnung des Gerichts ist die unterliegende Partei auf Antrag zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Kldgerin unterlegen ist, sind ihr gemdfS dem Antrag der

Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Da die Kommission nicht beantragt hat, der PIIT die mit ihrer Streithilfe zusammenhéngenden Kosten
aufzuerlegen, tragt die PIIT nur ihre eigenen Kosten.

Die ECTA tragt nach Art. 138 Abs. 3 der Verfahrensordnung ihre eigenen Kosten.

Aus diesen Griinden hat DAS GERICHT (Achte Kammer)
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fur Recht erkannt und entschieden:
1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Orange Polska S.A. trigt ihre eigenen Kosten und die Kosten der Europidischen
Kommission.

3. Die Polska Izba Informatyki i Telekomunikacji und die European Competitive
Telecommunications Association tragen ihre eigenen Kosten.

Gratsias Kancheva Wetter
Verkiindet in offentlicher Sitzung in Luxemburg am 17. Dezember 2015.

Unterschriften

40 ECLILLEU:T:2015:1002



URTEIL VOM 17. 12. 2015 — RECHTSSACHE T-486/11
ORANGE POLSKA / KOMMISSION

Inhaltsverzeichnis

Vorgeschichte des REChESSIIEIES . . ..o .v vttt e eeees
1. Technischer, Regelungs- und tatséchlicher Kontext des angefochtenen Beschlusses.................
2. Verwaltungsverfalren . ... ... e
3. Angefochtener Beschluss ....... ...
Verfahren und Antrige der Verfahrensbeteiligten ........... ... o,
Rechtliche WHUIrdiGUNG . ... oottt e e e e e e
1. Zum Umfang des RechtSStreits . ........c..oouiimn i et
2. Zu den Antrdgen auf Nichtigerklarung . ... ... ... i
Zum Antrag auf vollstindige Nichtigerkldrung des angefochtenen Beschlusses .....................
Zum Antrag auf teilweise Nichtigerklarung des angefochtenen Beschlusses ........................
Zum ersten Klagegrund ......... ..ot
Zum zweiten Klagegrund . ..... ... . e
Zum dritten Klagegrund ....... ...t e
— Zum ersten Teil, mit dem die Nichtbeachtung des Umstands geriigt wird, dass die Dauer der
verschiedenen Bestandteile der Zuwiderhandlung und deren Intensitdt im Laufe der Zeit

unterschiedlich gewesen seien ............... i

— Zum zweiten Teil, mit dem geriigt wird, dass der Kommission bei ihren Schlussfolgerungen

zum Einfluss der Zuwiderhandlung auf die relevanten Markte Fehler unterlaufen seien......
Zum vierten Klagegrund ....... ... i e
— Zu den Investitionen, welche die TP seit der Vereinbarung mit der UKE getitigt hat........
— Zur freiwilligen Beendigung der Zuwiderhandlung............... ... i
— Zu den von der TP angebotenen Verpflichtungen .............. .. ... i ..,
3. Zum Antrag auf ANdertng ... .....ovuiineie ettt ettt

0 3 <3 s K PP

ECLLEU:T:2015:1002

10

10

12

12

13

16

17

27

32

32

36

37

39

39

41



	Urteil des Gerichts (Achte Kammer)
	Urteil
	Vorgeschichte des Rechtsstreits
	1. Technischer, Regelungs- und tatsächlicher Kontext des angefochtenen Beschlusses
	2. Verwaltungsverfahren
	3. Angefochtener Beschluss

	Verfahren und Anträge der Verfahrensbeteiligten
	Rechtliche Würdigung
	1. Zum Umfang des Rechtsstreits
	2. Zu den Anträgen auf Nichtigerklärung
	Zum Antrag auf vollständige Nichtigerklärung des angefochtenen Beschlusses
	Zum Antrag auf teilweise Nichtigerklärung des angefochtenen Beschlusses
	Zum ersten Klagegrund
	Zum zweiten Klagegrund
	Zum dritten Klagegrund
	– Zum ersten Teil, mit dem die Nichtbeachtung des Umstands gerügt wird, dass die Dauer der verschiedenen Bestandteile der Zuwiderhandlung und deren Intensität im Laufe der Zeit unterschiedlich gewesen
	– Zum zweiten Teil, mit dem gerügt wird, dass der Kommission bei ihren Schlussfolgerungen zum Einfluss der Zuwiderhandlung auf die relevanten Märkte Fehler unterlaufen seien

	Zum vierten Klagegrund
	– Zu den Investitionen, welche die TP seit der Vereinbarung mit der UKE getätigt hat
	– Zur freiwilligen Beendigung der Zuwiderhandlung
	– Zu den von der TP angebotenen Verpflichtungen



	3. Zum Antrag auf Änderung

	Kosten



